
CDU-Informationsdienst 
Union in Deutschland 
Bonn, den 7. April 1994 

11/1994 

?Q2ialbericht 1993 

Norbert Blüm: Jede dritte 
Mark für Soziales 
\ja

e/ner Steigerung um 57 Milliarden 
Jahr K 0(*er ^ Prozent gegenüber dem Vor- 
bild iief sich das Sozialbudget 1993 auf 
la„d *^63 Mark. „Damit wird in Deutsch- 
es f •   e ^r'tte Mark unseres Sozialproduk- 

Ur Soziales ausgegeben." 
Nor^

lese knappe Formel hat Bundesarbeitsminister 
deSre I1 Blüm die sozialpolitische Bilanz der Bun- 
22. ^.,erun8 im Sozialbericht 1993 gebracht, der am 
K       rz vom Bundeskabinett beschlossen wurde. 

^U h 
erf0j   °eweise das Sozialbudget eindrucksvoll, wie 
sche5 p.     die Bundesregierung den mit der deut- 
getra    lnrieit veränderten Prioritäten Rechnung 
der j      

Und ihren Beitrag zur gerechten Verteilung 
B   ^sten geleistet hat. 

Zahler wurden nicht überfordert NeUe H 
der s    

erausi"orderungen konnten bewältigt, und 
ohne d

Zl^lstaat konnte weiterentwickelt werden, 
Steuer     ^'e Leistungsfähigkeit der Beitrags- und 
&eSo 

Zahler überfordert wurde. 

Hat dje l
rs wjchtig: Mit ihrer Arbeitsmarktpolitik 

Sche K   Unc*esregierung eine beschäftigungspoliti- 
" ^^astrophe verhindert. 

Unt.er dem Titel „Auf gutem Weg zum 
e|nigen Sozialstaat Deutschland" 

des <t        binden Sie die Zahlen 
' ^ozialberichts 1993 als Dokumentation 

^grünen Teil dieser Ausgabe. 
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SPD-Steuerpolitik kriegt Konturen 

Erhöhungen durch die Hintertür? 
Darauf, daß eine von der SPD 
geführte Regierung nicht nur über die 
lOprozentige Ergänzungsabgabe den 
Einkommensteuertarif aufstocken, 
sondern auch das ganze Potential der 
indirekten Steuererhöhungen nutzen 
würde, hat im Handelsblatt vom 
5. April Hans Mundorf aufmerksam 
gemacht. 

Er selber ist darauf durch eine Fülle 
schriftlicher Fragen aufmerksam gewor- 
den, die sich die SPD in den letzten 
Wochen vom Bundesfinanzministerium 
hat beantworten lassen und die alle nach 
dem Muster formuliert sind: „Wie hoch 
wären die Steuermehreinnahmen für 
Bund, Länder und Gemeinden, wenn 
diese oder jene steuerliche Regelung ver- 
ändert oder abgeschafft würde?" 
So will die SPD zum Beispiel wissen, wie 
hoch die Steuermehreinnahmen wären, 
wenn die Spekulationsfristen in Para- 
graph 23 Einkommensteuergesetz (EStG) 
entfallen würden. Ein solcher Wegfall 
würde die umfassende Steuerpflicht für 
alle Veräußerungsgewinne aus dem Pri- 
vatvermögen bedeuten, das dann auch 
voll in die Kontrolle des Finanzamtes 
geriete. 
Oder: Wie hoch wären die Steuereinnah- 
men, wenn die Nutzungsdauer für 
betrieblich genutzte Personenkraftwagen 
auf acht Jahre verlängert würde oder 
wenn der Anrechnungssatz als Sachzu- 
wendung für betrieblich zur Verfügung 
gestellte und auch privat nutzbare Pkw 
von derzeit ein Prozent auf 1,3 Prozent 
des Anschaffungswertes je Monat ange- 
hoben würde? 
Diese Anhebung würde nach Auskunft 
des Bundesfinanzministeriums allein zu 

250 
Steuermehreinnahmen in Höhe von * 
Millionen Mark führen. 
Oder: Wie hoch wären die Steuermeh^ 
einnahmen, wenn Steuervergünstigung 
mit „Lenkungscharakter" so umgeste 
würden, daß nicht mehr ein Abzug vo 
der Bemessungsgrundlage erfolgte, s° 
dem nur der Abzug eines prozentual 
Beitrages von etwa 25 Prozent von de 
Steuerschuld? . 
Oder ... wenn Beiträge zur Lebensvetf 
cherung nicht mehr zum Sonderausg 
benabzug zugelassen würden; j 
... wenn die Einkünfte aus der Land- 
Forstwirtschaft nicht mehr begünstig 
würden; 
... wenn der Sonderausgabenabzug ° 
Schulgeldzahlungen an Privatschulen 
aufgehoben würde. 
Mit allen diesen Fragen eröffnet sie". 
SPD ein steuerpolitisches Terrain, be'^f 

dem nicht mehr von Sonderbelastung 
Besserverdienenden die Rede sein m 
bei dem sie vielmehr vom Abbau von 
Steuerprivilegien reden könnte. 

Steuerstaat in Vollendung 

Ohne daß man die Sätze der Erbsch* ]jg, 
und Vermögensteuer erhöhen müßte' e. 
ßen sich die Einheitswerte des Grün 
sitzes an die Verkehrswerte annähern^, 
Steuermehreinnahmen von 20 bis 3 
harden Mark würde das bedeuten,    ..^ 
sich mit dem Argument rechtfertigen 
ßen „Warum soll das Grundvermög   .$ 
gegenüber dem Geldvermögen pr'vl 

Werden?" .,    euer»'' Hans Mundorf: „Als Partei der Ste"# 
rechtigkeit könnte die SPD so den »    f 
Staat zu seiner Vollendung führen- 
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Schluß mit dem Versteckspiel - 
die Zahlen müssen auf den Tisch 

V <!.en Steuererhöhun8s"Vor" 
^Jtfägen von Scharping-Berater 
£°pel erklärte Generalsekretär 
reterHintze: 

as SPD-Wahlprogramm liest sich wie 
lne Einführung in den Fiskal-Sozialis- 
Us- Langsam ahnt der Bürger, was ihm 

°J°ht. Dabei dreht sich in der SPD die 
. euer-Spirale immer schneller. Nach der 
Kündigung von Scharpings engem 
ahlkampf-Berater Zöpel, die Mineral- 

»steuererhöhung um 20 Pfennig pro 
"er zu erhöhen, beginnt der Bürger all- 
ählich zu ahnen, was er von der SPD zu 

garten hätte: den tiefen Griff in die 
rasche. 

*bei ist das Ende der SPD-Steuer-Spi- 
2 £ "och längst nicht in Sicht: Es verliert 
lch im watteweichen Wort-Nebel, den 

Y s SPD-Wahlprogramm um die klaren 
fachen hüllt. Zu diesen Tatsachen 
•    '* vor allem die gravierende Dek- 
i *jn8s- und damit Glaubwürdigkeitslücke 
m Programm: Die SPD macht Wahlver- 
jprechen, die sich auf locker 100.000 Mil- 
den DM belaufen. Sie verschweigt 

restlichen 80 Mrd. DM kommen sollen. 
Von den Besserverdienenden? So viele 
gibt es davon in Deutschland gar nicht, 
um diesen Betrag aufzubringen. Also 
doch wohl von der großen Mehrheit der 
normalverdienenden Steuerzahler. Sie 
wollen jetzt Zahlen hören, sie wollen wis- 

Wahlkampf-Argumente 

5J«e SPD verspricht „Arbeit, 
Arbeit, Arbeit", aber sie 
Je«nt „Steuern, Steuern, 
Steuern". 

sou* Vornenm> wer die Zeche bezahlen 
^.  • Zugegeben hat Scharping bisher nur 
p   geplante Ergänzungsabgabe von 10 
. 0zent. Die aber bringt gerade einmal 20 
^rd. DM. 

arPing muß konkret sagen, woher die 

sen, was die SPD sie kosten würde. Zöpel 
hat ein kleines weiteres Stück des Steuer- 
knüppels aus dem Sack gelassen: die dra- 
stische Erhöhung der Mineralölsteuer. 
Aber auch das reicht für die SPD noch 
nicht aus. Wann kommt die nächste 
Runde? Arbeitsmarktabgabe, Erhöhung 
der Grund-, Erbschafts- und Schenkungs- 
steuer — alles ist in der SPD schon disku- 
tiert worden, manches im Wahlprogramm 
angedeutet. 

Arbeitsplatzrisiko SPD 

Die SPD verspricht „Arbeit, Arbeit, 
Arbeit", aber sie meint „Steuern, Steuern, 
Steuern". Das würde nicht nur die Steuer- 
zahler massiv belasten, sondern auch den 
Aufschwung gefährden und damit 
Arbeitsplätze kosten. Die SPD wird zum 
Arbeitsplatzrisiko für unser Land. 
Jetzt muß Schluß sein mit dem Versteck- 
spiel. Ich fordere SPD-Kandidat Schar- 
ping auf, die Steuer- und Abgabenpläne 
der SPD jetzt auf den Tisch zu legen.     • 
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Leistungsbereitschaft statt 
Neidkampagne 

„Der Gleichmacher" ist eine Karika- 
tur unterschrieben, auf der die Sense 
des SPD-Programms die Einkommen 
auf unter 50.000 DM kappt. So ist es: 
SPD-Chef Scharping versucht, eine 
„Teflon-Schicht" über seine politi- 
schen Aussagen zu ziehen, an der 
keine Kritik hängenbleibt. 

Aber jedesmal, wenn man an der Oberflä- 
che kratzt, kommt das sozialistische Klas- 
senkampf denken des 19. Jahrhunderts 
zum Vorschein. Wer mehr hat als andere, 
soll abgeben, was die SPD für zuviel hält. 
Natürlich ist man bei der SPD nicht so 
töricht, alle Steuerpläne ins Wahlpro- 
gramm zu schreiben. Denn immer, wenn 
es konkret wird, prallen die Weltanschau- 
ungen linker und gemäßigter Sozialdemo- 
kraten aufeinander. Ein Beispiel für das 
Streitpotential bei der Behandlung steuer- 
politischer Themen hat die SPD mit der 
sogenannten Ergänzungsabgabe vorge- 
führt. 
Während im Wahlprogramm nur der Bei- 
trag hoher Privateinkommen und großer 
Vermögen gefordert wird, propagierte der 
SPD-Vorsitzende Scharping zunächst 
eine Ergänzungsabgabe für alle, die über 
50.000 DM als Ledige oder 100.000 DM 
als Verheiratete verdienten. 
Dann entstand ein Streit, an dem sich die 
Gewerkschaften sowie rechter und linker 
Flügel der SPD lebhaft beteiligten. Es 
ging darum, ob mit diesen Beträgen das 
Brutto- oder das zu versteuernde Einkom- 
men (also nach Abzügen) gemeint war. 
Außerdem stritt man — ohne die Frage 
nach brutto oder netto zu klären — über 

die richtige Höhe. 60.000 DM oder 80.00° 
DM, alles wurde geboten. Schließlich 
einigte man sich auf 60.000/120.000 DM 
brutto, angeblich 50.000/100.000 DM & 
versteuerndes Einkommen. Allerdings 
übersah der SPD-Vorsitzende die 
Rechenfehler in seinem Zahlensalat. 
Es interessierte ihn überhaupt nicht, daP 
im Durchschnitt der Fälle schon 56.000 
DM zu einem zu versteuernden Einkorn* 
men von 50.000 DM führen. So bleiben 
nach wie vor viele Facharbeiter und 
Angestellte betroffen. Diese „hohen Pfl' 

Von Hans Peter Schmitz 
(Baesweiler), stellvertretend^ 
Vorsitzender der CDU/CSÜ- 
Bu ndestagsf raktion 

vateinkommen" sollten nun mit einem 
Zuschlag von 10 Prozent zur Lohn- bz^- 
Einkommensteuer belegt werden, welc" 
sowieso progressiv steigt. 
Scharping vernachlässigt dabei, daß oaS 

von ihm 1993 im Vermittlungsausschuß 
mitbeschlossene Aufkommen vom 28 
Mrd. DM von seinem Modell bei weite*11 

nicht erreicht wird. Will er wirklich bei 
dieser Bemessungsgrundlage ansetzen, 
fehlen rund 6 Mrd. DM in der Kasse. 
Eine Konsolidierung des Bundeshaus- 
halts rückt damit in weite Ferne. 
Dieser Streit hat gezeigt, daß die SPD', 
Steuerpolitik von Unkenntnis und U°s 

cherheit geprägt ist. Der Kanzlerkand>d^ 
kann nicht einmal brutto und netto un 

scheiden und ließ sich nach ersten Pf° 



STEUERPOLITIK UiD 11/1994  •  Seite 5 

en sofort von seiner Partei zunick- 
ten. 

er Rest des steuerpolitischen Pro- 
jpmms der SPD ist ebenso irreführend. 

!st die Zusage, die Vorgaben des Bun- 
I SVerfassungsgerichts zur Steuerfreistel- 

8 des Existenzminimums zu verwirkli- 
H.en' eine pure Selbstverständlichkeit. 
ru

atte die SPD in der Zeit ihrer Regie- 
ngsverantwortung dieses Existenzmini- 

d.Ul^ nicht sträflich vernachlässigt, wären 
Entscheidungen der Verfassungsrich- 
8ar nicht erforderlich gewesen. 

^jte SPD-Pläne kosten  

(jjr rage der steuerlichen Einheitswerte, 
rieh a"s ^eim Bundesverfassungsge- 
jn j!1 a"hängig ist, steht überhaupt nichts 
, em Programm, obwohl jeder Häusle- 

Uer unmittelbar betroffen sein wird. 

ve'e ?^ will dem Mittelstand durch Sub- 
rei

nt'0nen im Steuer- und im Kapitalbe- 
ü      dienen. Sie will Lohnsubventionen 
^staatliche Eingriffe in die Wirtschaft 
VQ       

rcnsetzung ihrer Vorstellungen 
sch ^rbeitsmarktpolitik und ökologi- 

er Wirtschaft. Solche Gedanken spre- 
^i den hehren Zielen Hohn, welche 
*ur p.PD"Pr°gramm in Allgemeinplätzen 
Te h ereSu'ierung, Forschungs- und 
Sc^ 

n°'ogieförderung oder zu marktwirt- 
a,t'ichen Instrumenten anbietet. 

Pro a     Wahlversprechen im Regierungs- 
2Un

8ramm der SPD würden nach Schät" 
1^ gen des Bundesfinanzministeriums 

sachten ln Höhe VOn 60 Mrd' DM Verur" ha. en- Außer schlichten Bekenntnissen 
rü    

as Papier zur Haushaltskonsolidie- 
Wa g aber nichts zu bieten. So zeigt sich, 

mit d ese Partei und ihr Kanzlerkandidat 

K     en Staatsfinanzen vorhaben. Deren 
der i^'strategie entspricht dem Verhalten 
verf £D-Vertreter in den Vermittlungs- 
&a„       n zu den Spargesetzen des ver- 
8dn8enen Jahres. 

Wahlkampf-Argumente 

Alle Ansätze der CDU/CSU-FDP-Koali- 
tion zu sparsamerem Umgang mit den 
Steuern und Sozialabgaben wurden von 
der SPD torpediert und diffamiert. Es ist 
zu befürchten, daß Scharping weiter das 
Füllhorn des Staates ausgießen will. 
Diesem ökonomischen Schmalspurpro- 
gramm setzt die CDU ein klares Konzept 
entgegen: Die Haushaltskonsolidierung 
wird durch Begrenzung der Ausgaben 
statt durch Erhöhung der Einnahmen 
erfolgen. Unsere energische Politik hat 
bereits enorme Entlastungen bewirkt. Der 
öffentliche Gesamthaushalt wird im Zeit- 
raum von 1993 bis 1997 um über 240 
Mrd. DM entlastet — mit ersparten Zin- 
sen sogar um 260 Mrd. DM. 

CDU: Gerechte Lastenverteilung 

Die Ausgabenkürzungen konzentrieren 
sich auf Einsparungen beim öffentlichen 
Dienst (Nullrunde), auf den Abbau der 
Subventionen in allen Bereichen (10 Pro- 
zent weniger allein 1994), auf Entlastun- 
gen bei der Bundesanstalt für Arbeit und 
bei der Arbeitsförderung sowie Anpas- 
sung anderer Sozialleistungen an die tat- 
sächliche Leistungsfähigkeit des Staates. 
Dabei ist klar, daß staatliche Dienstlei- 
stungen ihren Preis haben. 
In der Steuerpolitik wollen wir eine 
gerechte Verteilung der Lasten. Sie müs- 
sen aber auf ihre Notwendigkeit ebenso 
überprüft werden wie Privatisierungs- 
möglichkeiten. Besonders der Aufbau in 
den neuen Ländern hat seinen Preis, um 
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die riesigen Chancen für die Zukunft nut- 
zen zu können. Das ist eine Aufgabe 
aller. Deshalb muß der Solidaritätszu- 
schlag grundsätzlich von allen Steuer- 
pflichtigen erhoben werden. Ab l. 1. 1995 
beträgt er 7,5 Prozent der Lohn-, Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer. 

SPD: Strafe für Mehrverdiener 

Die Belastung folgt damit dem progressi- 
ven Einkommensteuertarif. So ist sicher- 

tellt, daß kleine Einkommen gering 
belastet werden, große dagegen um ein 
Mehrfaches stärker. Dies entspricht dem 
Leistungsfähigkeitsprinzip, dem tragen- 
den Element unseres Steuerrechts. Eine 
gleichmäßig ansteigende Progression 
wird als gerechter empfunden als eine 
schlagartig einsetzende Belastung. Jeder, 
der durch Beförderung oder Mehrarbeit 
statt 59.000 DM nun 61.000 DM verdient, 
soll dagegen von der SPD bestraft wer- 
den. 

Selbstverständlich wird die Neuregelung 
des steuerfreien Existenzminimums zeit- 
gerecht umgesetzt werden. Der steuerli- 
che Kinderfreibetrag wird schrittweise 
auf die volie Höhe des Existenzmini- 
mums heraufgesetzt, um das Kindergeld 
dann stärker bedarfsgerecht und zielge- 
richtet auf Familien mit geringen Ein- 
künften und auf Kinderreiche zu konzen- 
trieren. Dabei muß es aber beim dualen 
System des Kinderlastenausgleichs blei- 
ben, d. h. beim steuerlichen Kinderfreibe- 
trag und beim Kindergeld. 

Ganz wichtig ist für uns die Steuerverein- 
fachung, für die in Kürze ein „Diskus- 
sionspaket" vorgelegt werden wird. Aber 
schon in den vergangenen Jahren gab es 
in jedem Steuergesetz wirksame Vereinfa- 
chungsmaßnahmen. Zahlreiche Steuern 
sind abgeschafft worden, so z. B. die Bör- 
senumsatz-, Wechsel- und Gesellschaft- 
steuer. 

Die bisherige Reform der Unternehme'1 

besteuerung hat bereits wichtige Signa'e 

für die Zukunftssicherung Deutschlands 
als Standort für Investitionen und 
Arbeitsplätze gesetzt. Im Rahmen der 
Haushaltsmöglichkeiten wollen wir dan 
die Unternehmensteuerreform fortsei« 
Vorrangig wird es dabei um einen v 
ren Abbau ^er ertragsunabhän 
ern, also der Gewerbekapital- und d 
Vermögensteuer gehen. Mittelfr 
den wir auch eine weitere Senkung der 
Ertragsteuersätze ins Auge fassen, und 
zwar zusammen mit einer Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage. 
Offene Grenzen in Europa erfordern,d 

das deutsche Steuerrecht die Konkurs" 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft im 
internationalen Rahmen erhält. Ebenso 
wird auch eine weitere Harmonisierung 
der Steuern, z. B. im Bereich der Zinsb^' 
Steuerung und der Energiesteuern not- 
wendig. Hier muß die Bundesregierung 
schon während der Präsidentschaftsze' 
im 2. Halbjahr 1994 die Pflöcke einschl3' 
gen- ^ 

Eigenverantwortung stärken ^ 

Die Hauptsache für die Politik der Un'° 
ist und bleibt die Stärkung der Eigenvef' 
antwortung der deutschen Bürger und 
unserer Wirtschaft. Jeder einzelne mm* 
motiviert werden, das Beste zu leisten- 
Die Unternehmensteuerreform und die 
von uns mittelfristig geplante Senkung 
der Steuer- und Abgabenquote sind da' 
unerläßlich. 
Den Neidparolen der SPD setzen wir e'J1 

klares JA zur Leistung entgegen. Gleicn 

macherei und Neidparolen demotiviere 
die Leistungsträger. Unklarheit und 
Inkompetenz in Steuer- und Wirtschan 
politik treiben das Investitionskapital a 

dem Lande. Unabsehbarer Schaden für 

den Arbeitsmarkt wäre die Folge der    g 
SPD-Politik. 
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^ngela Merkel stellt „Mutmachbuch 
über die neuen Bundesländer vor 
te» s     **rozent der Existenzgründun- 
Vo  * den neuen Bundesländern gehen 
da,* rauen aus« Darauf verwies Bun- 
^'•jauenministerin Angela Merkel 
y   °er Leipziger Buchmesse bei der 
U^ettnng eines „Mutmachbuches" 
„   r »»Schicksale und Karrieren in den 

*Ue« Bundesländern". 

66 

d    ?
0nner Journalistin Jutta Vogel schil- 

a     
,n ihrem Band „Wir haben es einfach 

8ePackt!M (Bastei Lübbe Verlag) den 

keif emUt'gen sPrun8in die Selbständig- 
d      0n 31 Frauen und Männern, mit 
ejj en s'e bei ihrer Rundreise durch die 

malige DDR im vergangenen Novem- 
aüsführliche Gespräche geführt hat. 

m J*Us Mecklenburg-Vorpommern stam- 
un<?d- Frauenmirnsterm noD den Mut 

scu     e Risikobereitschaft vieler Men- 
de 

en ünd vor allem der Frauen in Ost- 
di , s?hland beim Weg in die Selbstän- 

bes h-hervor- Vie,e der im Buch 

Be;   ^ebenen Schicksale seien auch ein 
Ost        ^r em Zusammenwachsen von 
Seh  ^.^est, wenn auch manchmal mit 

w>erigkeiten und Enttäuschungen. 
nem fttorin des Bucnes» die nach ei8e" 

ekunden zuvor nie in den neuen 

Bundesländern war, hätte noch Hunderte 
von ähnlichen Fällen schildern können. 
Natürlich gebe es auch andere, weniger 
glückliche Menschen in den neuen Län- 
dern, „die sich immer noch schwer tun 
mit ihrem grundlegend veränderten 
Leben, mit der neuen Freiheit und der 
ungewohnten Eigenverantwortung nach 
dem Zusammenbruch der DDR". 

Zu den geschilderten Fällen gehören eine 
Hotelbesitzerin in Wismar, eine Optikerin 
im brandenburgischen Lehnin, ein Spiel- 
zeugwarenhändler in Seiffen (Sachsen), 
ein Klavierbaumeister in Alt-Meteln in 
Mecklenburg-Vorpommern und die Inha- 
berin eines Sanitärgroßhandels in der 
Stadt Brandenburg. 

Mutiger Neuanfang 
Und da ist ein 54jähriger Verlagsge- 
schäftsführer aus Bielefeld, der Haus und 
Garten gegen eine 40-Quadratmeter- 
Mietwohnung in Leipzig eintauscht, um 
den ehemaligen Druckereibetrieb der 
Liberal-Demokratischen Partei Deutsch- 
lands (LDPD) zu übernehmen und 
Geschäftsführer einer Buchkunstfirma zu 
werden. 

Erstmals Anstieg der Beschäftigung 
Gute Nachricht vom Arbeitsmarkt: Erstmals seit dem Zusammenbruch der 
Jj^roden SED-Wirtschaft mit dem Verlust von Millionen Arbeitsplätzen melden 

le Statistiker wieder eine Zunahme der Beschäftigung in den neuen Bundeslän- 
dern. Zwar fallen im Zuge des tiefen Strukturwandels weiterhin wettbewerbsun- 
ah'ge Arbeitsplätze weg. Aber seit dem Sommer 1993 werden diese Arbeits- 

P atzverluste durch die Schaffung neuer, moderner Arbeitsplätze insgesamt 
"jehr als ausgeglichen. 

°n März bis September 1993 ging die Zahl der sozialversicherungspflichtig 
eschäftigten in den neuen Bundesländern erstmals nicht weiter zurück, son- 
ern nahm von 5,58 Millionen auf 5,6 Millionen leicht zu. 
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Programm für mehr 
Beschäftigung und Wachstum 

In einem 26-Punkte-Programm hat die 
Christlich-Demokratische Arbeitneh- 
merschaft (CDA) gefordert, die seit 
Jahren geführte Krisendebatte, die 
teilweise in einer Katastrophendiskus- 
sion gelandet ist, in eine Chancende- 
batte zu wenden. 

Wenn, nach einer Aussage von Ludwig 
Erhard, 50 Prozent einer guten Wirt- 
schaftspolitik „Psychologie" sind, dürfen 
wir uns nicht weiterhin gefallen lassen, 
daß Schwarzmaler und Miesmacher die 
öffentliche Debatte um den Standort 
Deutschland bestimmen. Die Japaner 
haben eine einfache Managementregel: 
„Nur Verlierer jammern". 
Auch die Tarifpolitik muß sich umstel- 
len: Ein von den Tarifpartnern bisher nur 
ungenügend genutztes Instrument ist der 
Investivlohn. Der Streit zwischen Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmervertretern, ob 
sich die bundesdeutsche Wirtschaft der- 
zeit in einer Absatz- oder in einer Kosten- 
krise befindet, ist intellektuelle Kraft- 
meierei. Tatsache ist, daß bundesweite 
Produkte dann nicht mehr abgesetzt wer- 
den können, wenn die Kosten im eigenen 
Lande zu hoch sind. Folglich sind Kosten 
und Absatz zwei Seiten der gleichen 
Medaille. Investive Lohnanteile können 
den Ausweg aus der Kosten-Absatz-Krise 
zeigen. 
Würden sich die Tarifpartner in den 
nächsten fünf Jahren auf zwei Prozent 
der tariflichen Lohnerhöhungen als Inve- 
stivlohn einigen und diesen mit der 
Zweckbindung wirtschaftlicher Aufbau 
Ost- und Westdeutschland einsetzen, hät- 

ten wir eine zusätzliche Kapitalbildungs- 
quelle von über 130 Mrd. DM aufgrund 
der Bruttolohnsumme. Über Anlage- 
genossenschaften könnten zukunftsfähig 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden 
oder sanierungsfähige Industriekerne, 
z. B. über Wandelanleihen, an kostengö«1' 
stiges Sanierungskapital gelangen. 
Dies hilft der Wirtschaft und nutzt den 
Arbeitnehmern. Sie behalten die Eigen- 
tumsrechte über das eingesetzte Kapital' 
eine zusätzliche Einkommensquelle, u° 
sichern volkswirtschaftlich Arbeitsplatz 

Von Rainer Eppelmann, dem 
neuen Bundesvorsitzenden der 
Christlich-Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft 

Im Interesse der Wirtschaft wäre, daß v0 

allem das Handwerk und die mittelstän- 
dische Industrie an preiswertes Investi- 
tionskapital gelangen und so die Abhän- 
gigkeit von wenigen Kreditinstituten 
gemildert würde. Nach dem Beispiel der 

Bundesländer Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Berlin müßten der Bund und die ^e 

teren Länder in einer konzertierten 
Aktion Bürgschaften für das Arbeitneh- 
merkapital einräumen und Kapitalsam- 
melstellen schaffen. 
Daher ist ein Investivlohngesetz, das de 
Ordnungsrahmen für eine zweite Phase 
der Vermögensbildung schafft, unbeding 
notwendig. 
Im Treuhandgesetz wurde ein Vorkaut 
recht für ostdeutsche Belegschaften ein- 
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Rainer Eppel- 
mann: Krisen- 
zeiten erhöhen 
den Druck, 
neue, vielleicht 
auch unkon- 
ventionelle 
Wege zu 
beschreiten. 
Diese kreative 
Chance der 
Krise wird die 
CDA in den 
nächsten 
Monaten ver- 
stärkt nutzen. 

dUmt   fri_ 
dische R    •     300'vor a,,em mitte,stän" 
schaft" ^triebe, wurden über Beleg- 
ist dasfc Uy"0ut Privatisiert. Dieser Weg 
ftiüs   . °ntrastprogramm zum Marxis^ 
WiQdbU Seiner Ideologie der „unüber-" 
S0(Ue

a^ Klassengegensätze". Letztlich, 
Arbeit°.hristliche Soziallehre, eint die 
s'e si* *     Menschen doch mehr als daß 

letrennt. 

*Ur Pin»   • 
*uf8ah,    . erun8 der enormen Struktur- 
ier,*1! ist der Umbau des Sozialstaates 
•W L   "tbar. Die soziale Pflegeversiche- 
«esi^    gezeigt, wie schwierig es ist, 
J«doch ,nde infra8e zu stellen. Wer 
^ill v

a',e Besitzstände festschreiben 
*wisch     Unfähig> das Wohlstandsgefälle 
?eS|än^n den alten und den neuen Bun- 
irgend 

ern in absehbarer Zeit und nicht 
pleicj, ann nach oben anzugleichen. 
Jedoch eit'8 zei8l die Pflegeversicherung 
christli 

auch, daß gerade die Union als 
rohrfü°^0rientierte Volkspartei Sprach- 
we<jer ^

die Menschen sein muß, die 
^Hen a^lta' noch Masse mobilisieren 

^   ^   > Wenn es um ihre Interessen geht. 

Die^
lmißbrauch beseitigen 

J>Uß e!nklti8Ung von Sozialmißbrauch 
• ^m fergehen mit der wirksamen 
IS^et     8 VOn Steuer" und Subven- 

n. wa       Es ist nicht nachzuvollzie- 
^ni bei den deutschen Steuerbe- 

hörden über 90 Prozent der Bruttolohn- 
und Gehaltssummen der abhängig 
Beschäftigten gemeldet sind, während die 
deklarierten Einkünfte aus Gewerbebe- 
trieben, Land- und Forstwirtschaft sowie 
selbständiger Arbeit an den Bruttoein- 
künften aus Unternehmertätigkeiten und 
-vermögen lediglich zu 55 Prozent den 
Finanzämtern bekannt sind. 

Noch vor Jahren lag diese Zahl bei über 
60 Prozent. Würde man wenigstens diese 
Quote wieder erreichen, hätte der Fiskus 
schätzungsweise Mehreinnahmen von 
12,5 Milliarden DM. 

Aus Steuern und Abgaben werden wich- 
tige Strukturaufgaben finanziert. Sie sind 
faktisch der Beitrag des Bürgers für das 
Staatswesen mit seinen weit verzweigten 
Leistungen. Wer folglich Steuern unter- 
schlägt, aber trotzdem die kollektiven 
Güter nutzt, ist ein „Schwarzfahrer". Bei 
mehr Steuerehrlichkeit könnte insgesamt 
die Steuerquote gesenkt werden. 

Kreative Chance der Krise 
Ein weiteres Instrument hierzu wäre die 
Angleichung von steuerfinanzierten 
Sozialleistungen an das Einkommensteu- 
ersystem. Das Konzept der Negativsteuer 
würde zu einer massiven Verwaltungsver- 
einfachung und Entbürokratisierung füh- 
ren. Derzeit verwalten 40 Behörden und 
Quasibehörden 90 verschiedene soziale 
Transferleistungen. 

Diese zu bündeln und über eine Negativ- 
steuer, die das Finanzamt an den Bürger 
zahlt — sofern das Existenzminimum 
nicht abgesichert ist —, neu zu organisie- 
ren, wäre eine dankbare Aufgabe, die zu 
mehr Effizienz und größerer Treffsicher- 
heit im Sozialsystem führen würde. Kri- 
senzeiten erhöhen den Druck, neue, viel- 
leicht auch unkonventionelle Wege zu 
beschreiten. Diese kreative Chance der 
Krise wird die CDA in den nächsten 
Monaten verstärkt nutzen. • 
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Verantwortung gegenüber dem 
Investitionsstandort Deutschland 
Zum 26-Punkte-Programm der Christ- 
lich-Demokratischen Arbeitnehmer- 
schaft der CDU (CDA) für mehr 
Beschäftigung und Wachstum und zur 
Stärkung des Standortes Deutschland 
erklärte der wirtschaftspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fral. tion, Rainer Haungs: 

Die Christlich-Demokratische-Arbeitneh- 
merschaft (CDA) hat ein Programm zur 
Stärkung des Standortes Deutschland 
beschlossen, das sich weitgehend in das 
„Aktionsprogramm für mehr Wachstum 
und Beschäftigung" und das Programm 
zur „Zukunftssicherung des Standortes 
Deutschland" der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion und der Bundesregierung 
einfügt. 
Wenngleich einige Forderungen der 
CDA von denen der Bundesregierung 
abweichen, ist allen diesen Programmen 
das klare Bewußtsein für die Verantwor- 
tung gegenüber dem Investitionsstandort 
Deutschland sowie seinen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern gemeinsam. In ihnen 
wird auch die Bejahung der Zukunfts- 
chancen des Wirtschaftsstandortes 
Deutschland deutlich. 
In der Umsetzung der von Koalition und 
Bundesregierung beschlossenen Maßnah- 
men liegen erhebliche Chancen und gute 
Perspektiven für den Standort Deutsch- 
land und damit für den Arbeitsmarkt. 
Insbesondere im Bereich der wirtschafts- 
politischen Maßnahmen zeigt sich, daß 
eine breite Zustimmung der CDA zur 
Politik der Koalitionsfraktionen und der 
Bundesregierung besteht. So werden bei- 
spielsweise eine besondere Förderung des 
Handwerks und des Mittelstandes sowie 
die Überarbeitung der Besteuerungspra- 

xis für reinvestierte Gewinne als notw 
dig angesehen. Die Basis dafür wurde 

von der Regierungskoaliton u.a. bere* 
mit dem Ausbau des Eigenkapitalhil'e 

Programms und des ERP-Programing 
aber auch mit den UnternehmenssteU 
reformen geschaffen. 
Ebenso klar werden die Forderunge" 
nach Flexibilisierung der Arbeitszeit' 
(Teilzeitarbeit) erhoben. Diese Erkeij0 

nis ist richtig und hat sich mittlerwei' 
auch in der tariflichen Praxis erfolgre  • 
durchgesetzt, wie man beispielsweise 
Volkswagen in Wolfsburg sehen kan • 
Die Bundesregierung hat die Rahme*1 

cysiffffuffff^ 

dingungen in diesem Bereich bereits 
erheblich verbessert. ., 
Ein weiterer Schwerpunkt des CDA*   {j 
gramms ist die Finanzpolitik, und m    r 
insbesondere die Steuerpolitik. Wir 
stützen die Forderungen nach Bekäi" ^ 
fung von Steuerhinterziehung ebens 
die nach Mißbrauchsbekämpfung lfn^j(r 

Sozialleistungsbereich. Die im mteI?e|3- 
nalen Vergleich überproportionale    ^ 
stung der Unternehmen durch über 
Lohnnebenkosten muß konsequent 
zurückgeführt werden. .^, 
Die Forderungen zur Tarif- und Ar 
marktpolitik in bezug z.B. auf § 2*9 
Arbeitsförderungsgesetzes wurden 
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gra    Oalitionsregierung im „Aktionspro- 
tigu   «.für mehr Wachstum und Beschäf- 
arbef Unfalls aufgegriffen. Die 
Weit' SmarktPontiscnen Maßnahmen sind 
s°WohiVerbeSSert worden- Dies 8i!t 

Bunn für die alten wie fur die nei- 
,ndesländ( 

neuen 
ler. 

si°   h8en Punkten besteht noch Diskus- 
der nrJdarf mit der CDA- Im Programm 
Dere    . kommen z.B. Vorschläge zur 
schaf?Ullerun8' die aus Sicht der Wirt- 
sind  Spolitik von größter Bedeutung 
habe U •   rz" ^e' der Sonntagsarbeit 
Lin;„ Wlr Uns au^ eine ^ür a^e akzeptable 
,ns'

e geeinigt. 
inSamt Zeigt das PaPier der CDA' daß 
legte  

alb der CDU/CSU eine breit ange- 
''chk • erg'erjige Diskussion über Mög- 
re|]e

ei'en der Überwindung der struktu- 
bje u- ise geführt wird und möglich ist. 
Schlä 6 erarbeiteten, innovativen Vor- 
die 7, ? Und Lösungen werden auf Dauer 
Schaft ft Deutschlands als Wirt- 
chern Sstandort und Sozialstaat absi- 

Jf ndwende: Immer mehr 
en in den Osten 

den J Weni9er Ostdeutsche ziehen in 
sChe 

esten> immer mehr Westdeut- 
HeUe

V®r!e9en 'hren Wohnsitz in die 
runq n Lär,der: Bei der Binnenwande- 
uid D   iSChen De"tschland Ost und 
Tren/

Utscn|and West bahnt sich eine 

Cte:dean- 
Ost na h 1"° noch 395-343 Personen von 
n0ch r^

h West über, so waren es 1992 nur 
1992 s"

ddie Hälfte. Demgegenüber fanden 
^Uhau„ 

0n 111.345 Menschen ein neues 
rnai ^ 6 ln 0st-deutschland — mehr als drei- 
1^».. uv'eh 1aift 

1 wie zwei Jahre zuvor. In der ersten 
fliest T6S Vergan9enen Jahres verstärkte sich 

striez d^ n°Ch: Bis Ende Juni 1993 regi" 
flen 88 6 as Bundesamt für Statistik in Wiesba- 

7 Abwanderungen aus dem Osten. 

Aufguß alter 
Positionen 
Zu den Forderungen aus der SPD 
nach einer Mineralölsteuererhöhung 
erklärte das Mitglied des Bundesvor- 
standes, Bundesminister Matthias 
Wissmann: 
Was d h        Wahlkampfpro- 
gramn ie neue Verkehrspolitik" 
verkai 
guß alter P •    or Sozialdemokra- 
ten in einer neuen, ansehnlicheren Ver- 
packung. Wer das Päckchen öffnet, dem 
wird schnell klar, daß es der SPD wie 
immer nur darum geht, den Autofahrer 
abzukassieren und mit immer neuen Ver- 
boten zu gängeln. 
Nirgends offenbart sich die SPD besser 
als Verpackungskünstler als bei der Mine- 
ralölsteuer. So heißt es im Wahlpro- 
gramm reichlich unpräzise und dennoch 
unmißverständlich: „Kfz- und Benzin- 
steuer decken nur einen Teil der gesell- 
schaftlichen Kosten des automobilen Ver- 
kehrs einschließlich seiner Umweltschä- 
den. Den Rest zahlt die Allgemeinheit. 
Das kann so nicht bleiben." So, so, wenn 
die Mineralölsteuer nicht so „bleiben" 
kann, was ist das anderes, als die Ankün- 
digung einer Mineralölsteuererhöhung. 
Die SPD spricht es zwar nicht aus, aber 
gibt doch überdeutlich zu verstehen, was 
sie meint. 
Und nur wenige Tage, nachdem das Pro- 
gramm präsentiert ist, äußert sich der im 
SPD-Wahlkampfteam für Verkehr zustän- 
dige Christoph Zöpel in der Frankfurter 
Rundschau: „Wenn wir den Bürgern 
attraktive Alternativen zum Auto anbie- 
ten wollen, brauchen wir zusätzliches 
Geld, und das läßt sich nur über die 
Mineralölsteuer hereinbringen (...) Bei 
einem vernünftigen Mittelkurs könnte 
man aber mit 15 bis 20 Pfennig Aufschlag 
auskommen." • 



Seite 12 •   UiD 11/1994 ENERGIEPOLITIK 

Deutschland im Dunkeln: 

SPD und Grüne halten am 
Kernenergieausstieg fest 

In Deutschland sollen die Lichter aus- 
gehen : Die SPD fordert — ebenso wie 
die Grünen — den Ausstieg aus der 
Kernenergie. 34 Prozent der Stromver- 
sorgung in Deutschland — in den alten 
Bundesländern fast 40 Prozent — wer- 
den durch Atomenergie gedeckt. Die 
Folgen eines Ausstiegs auf die wirt- 
schaftliche Entwicklung und damit den 
Arbeitsmarkt, auf Umwelt und Natur 
wären katastrophal: 

Verbraucher und Industrie zah- 
len die Zeche mmmmmmmmmmmmm 
Als Ersatz für die abgeschalteten Kern- 
kraftwerke müßten 32 neue Steinkohle- 
kraftwerke gebaut werden. Kernenergie 
ist aber fünf Pfennig je Kilowattstunde 
billiger als die Nutzung von Kohle. Die 
Kosten eines Sofortausstiegs würden sich 
daher auf 330 Milliarden DM belaufen. 
Das ist mehr als die gesamte Straßenfahr- 
zeugbauindustrie mit 878.000 Beschäftig- 
ten in einem Jahr umsetzt. Diese Summe 
müßten die Stromkunden — die privaten 
Haushalte und Unternehmen — aufbrin- 
gen. 
Schon jetzt muß aber die deutsche Indu- 
strie für Strom sechs bis acht Pfennig 
mehr pro Kilowattstunde als ihre Kon- 
kurrenz in den Nachbarländern zahlen. 
Ein Ausstieg aus der Kernenergie und die 
damit verbundenen höheren Kosten wür- 
den die Wettbewerbsfähigkeit der Indu- 
strie nachhaltig schwächen. 
Erneuerbare Energien wie zum Beispiel 
Solar- oder Windkraftanlagen könnten 

den Strombedarf nicht decken. Abgese- 
hen von den Kosten: Deutschland ist 
eben keine besonders sonnen- oder wind' 
reiche Region. 
Arbeitslos durch Ausstieg    a 
Der Ausstieg aus der Kernenergie würde 
direkt rund hunderttausend hochqualifi' 
zierte Arbeitsplätze bei Kraftwerkbetrei- 
bern, Kraftwerkbauern und denen ihnen 
angeschlossenen Zulieferbetrieben 
kosten. Ein Industriezweig, der heute 
weltweit führend ist, wäre dem Unter- 
gang preisgegeben. Der Verlust an techn' 
schem Know-how hätte zugleich weltwe* 
Auftragseinbußen zu Folgen, die einen 
nicht wiedergutzumachenden Imagevef- 
lust der Technologie-Nation Deutschen 
bedeuten würden. 

Klima-Gau iiiiiiiniiiiiiiiiwiiW'* 
Die CDU-geführte Bundesregierung wj* 
erreichen, daß bis zum Jahre 2005 min^' 
stens 25 Prozent des Treibhausgases CU- 
weniger ausgestoßen werden als heute- 
Dies wäre bei einem Ausstieg aus der 
Kernenergie nicht mehr zu erreichen. 
Durch deutsche Kernkraftwerke wird 
jährlich die Emission von rund 150 M'1' 
lionen Tonnen Kohlendioxyd verhinde11, 

Energiesparmaßnahmen allein reichen 
nicht aus, um ähnliche Ergebnisse zu 
erzielen. Im Gegenteil: Andere Schad- 
stoffe würden wieder zunehmen, da k° 
ventionelle Kraftwerke den Strombeda 
decken müßten. So würde sich beisp'e' 
weise der Ausstoß von Schwefeldioxyd 
um 140000 Tonnen jährlich erhöhen. 
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Daten des Gesundheitswesens in Neuauflage 
2,5 Millionen Menschen arbei- 
ten im Gesundheitswesen der 
Bundesrepublik Deutschland. 
Für Gesundheit wurden 1992 in 
Deutschland 410 Mrd. DM aus- 
gegeben. 

Damit ist der Beitrag des Gesundheits- 
sektors zur gesamtwirtschaftlichen 
Wertschöpfung größer als der Beitrag 
des Maschinenbaus oder des Straßen- 
»ahrzeugbaus. Diese und andere Infor- 
mationen bietet die neue Ausgabe des 
Bandes „Daten des Gesundheitswe- 
sens", der jetzt als Band 25 der Schrif- 
tenreihe des Bundesministeriums für 
Gesundheit erschienen ist. 
Gegenüber der Ausgabe 1991 sind 
wesentlich mehr Daten, vor allem für 
die neuen Länder, verarbeitet. Sie las- 
sen erkennen, daß im Gesundheitsbe- 
reich der Einigungsprozeß weit fortge- 
schritten ist. Die Bürger der ehemali- 
8en DDR hatten allerdings gegenüber 
den Westdeutschen eine um mehr als 
2Wei Jahre geringere Lebenserwar- 
tung. Dieser Rückstand wird nur all- 

mählich verschwinden, weil zurücklie- 
gende Gesundheitsschäden nachwir- 
ken. Die Rate der Selbsttötungen in 
den neuen Ländern ist — anders als 
oft behauptet — seit 1989 von 26,1 je 
100000 Einwohner auf 21,3 im Jahr 
1992 gesunken. 
Für die Ausgabe 1993 wurden zusätzli- 
che Tabellen zum Gesundheitszustand 
(Blutdruck, Cholesterin, Gewicht) auf- 
genommen. Erstmals wird auch über 
die Mundgesundheit und das aktuelle 
Thema „Pflege" berichtet. Darüber 
hinaus informiert die neue Ausgabe 
wie gewohnt über den Versicherungs- 
schutz und die finanziellen Aufwen- 
dungen für die verschiedenen Berei- 
che des Gesundheitswesens und über 
die Altersstruktur der Bevölkerung. 

Das Buch erscheint beim Nomos-Verlag 
und ist im Buchhandelför 57 DM 
erhältlich. Es kann aber auch direkt beim 
Verlag bestellt werden: ISomos-Verlags- 
gesellschafi mbH & Co. KG, Postfach 
610, 76486 Baden-Baden, Tel. (0 7221) 
21040. 

J*er ein Jahrzehnt fortschrittliche 
. ^Weltpolitik und Klimaschutz wäre 
Utnsonst. 
n Schleswig-Holstein zeigt die SPD-Lan- 

sregierung recht eindrucksvoll, wie 
j, er der „ausstiegsorientierte Vollzug 
st S

k^
torn8esetzes" den Verbraucher zu 

^hen kommt. Die Atomkraftwerke 
l^nsbüttel und Krümmel stehen zur Zeit Still      TV «-.U......V.   O^.KM   *.U«    ^V 

•n s        Konsequenz: Jeder Einwohner 
j. Schleswig-Holstein zahlt im Monat 
Sa

naPp 10 DM für die Stillegung - insge- 
2S^wird der Landesetat monatlich mit 
e- ^»o. DM belastet. Überdies gelangen 
wJe Million Tonnen CO2 überflüssiger- 

,Se in die Atmosphäre. 

Die CDU dagegen steht für 
eine umweltschonende, effi- 
ziente Wettbewerbs- und 
zukunftsorientierte Energie- 
politik. •••••••••• 

In den nächsten Jahrzehnten bleibt die 
intelligente und verantwortungsbewußte 
Nutzung fossiler Energien und ein in 
einigen Regionen absehbarer weiterer 
Ausbau der Kernenergie Grundlage für 
die Gewährleistung einer umweltsicheren 
und umweltverträglichen Energieversor- 
gung. • 
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SPD bedroht landwirtschaftliche Existenzen: 

Schweinepest nicht energisch bekämpf1 

Der niedersächsische SPD-Agrarmini- 
ster Karl-Heinz Funke setzt die Exi- 
stenz von Tausenden Landwirten aufs 
Spiel: Mit seiner laxen Seuchenbe- 
kämpfung führt er die niedersächsi- 
schen Bauern an der Nase herum und 
gefährdet alle Schweinehalter in 
Deutschland. Aus Niedersachsen dür- 
fen derzeit keine Schweine in andere 
Regionen Deutschlands geliefert wer- 
den, geschweige denn in andere EU- 
Mitgliedstaaten. Dies geht eindeutig 
auf das Konto der SPD-Landesregie- 
rung. 
Seit Herbst 1993 sind in der Bundesrepu- 
blik immer wieder Schweinepestfalle auf- 
getreten. Als einziges Bundesland hat 
Niedersachsen die Schweinepest nicht in 
den Griff bekommen. Der Grund: unzu- 
reichende Transportkontrollen. In diesen 
Tagen sind erneut Erkrankungen festge- 
stellt worden. Nun ist auch in Sachsen 
ein Schweinepestfall aufgetreten, weil 
Schweine aus verseuchten niedersächsi- 
schen Gebieten illegal dorthin eingeführt 
worden sind. Der sächsische Landwirt- 
schaftsminister Dr. Rolf Jähnichen hat 
daraufhin schärfere Kontrollen gefordert. 
Nur hartes Durchgreifen hilft gegen die 
Schweinepest — auch wenn dies bitter 
für die betroffenen Landwirte sein kann. 
In der Europäischen Union gibt es ein- 
heitliche Richtlinien der Schweinepestbe- 
kämpfung. Diesen haben alle für die Tier- 
seuchenbekämpfung zuständigen Bun- 
desländer — auch Niedersachsen mit sei- 
nem Minister Funke — zugestimmt. Sie 
sehen vor: Tötung der befallenen 
Bestände und Bildung von Sperrbezirken 
um das betroffene Gehöft. 
Wenn die Maßnahmen nicht greifen oder 

nicht korrekt durchgeführt werden, kanfl 

die Europäische Kommission eine schär- 
fere Gangart einlegen. Und diese reicht 
bis zum generellen Handelsverbot für 
lebende Schweine. Genau dies ist in N'e' 
dersachsen passiert. Die SPD-Landesre- 
gierung versucht sich mit Vorwürfen 
gegen Bonn und gegen Brüssel aus der 
Verantwortung zu stehlen. Statt endlich 
zur Tat zu schreiten, kündigte Landwirt' 
schaftsminister Funke zunächst an, die 
von der Europäischen Kommission ver- 
hängten Maßnahmen nicht umsetzen zu 
wollen. 
Mit seinen lautstarken Tönen fand er 
weder in Bonn noch bei seinen SPD-Kf. 
legen Zustimmung. Er hat damit ledig',c 

Nur eine solide Politik 
hilft der deutschen 

Landwirtschaft. 

abermals die niedersächsischen Land- 
wirte getäuscht und verunsichert und '6 

lieh auch die Existenz aller deutschen 
Schweinehändler in Frage gestellt. V& 
der Zick-Zack-Kurs von Minister Fun" 
in der Seuchenbekämpfung kann dazu 
führen, daß ganz Deutschland zum Sp6 

gebiet erklärt wird. 
Dazu Bundeslandwirtschaftsminister 
Bordiert: „Es ist schon schlimm, wen»1 

das unzureichende Durchgreifen des 
Landwirtschaftsministers Funke jetzt <* 
Bauern in ganz Niedersachsen belaste • 
Tragisch wäre, wenn Herr Funk, der rfl«1 

seinen undurchdachten Ankündigung 
die Tragweite seiner Verweigerungsh3 ^ 
tung wohl nicht überblickt, nunmehr a 
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Die Kunst, andere zu überzeugen, 
ist eine Schlüsselfertigkeit, um an 

Politischen Kommunikationsprozes- 
sen aktiv teilzuhaben. — Eine alte 
Einsicht, die stets neu fordert. 

Das Bildungszentrum Schloß Eichholz 
lädt daher immer wieder ein zu 

Trainings zur politischen 
Kommunikation. 
Die Veranstalter über die Arbeits- 
schwerpunkte: 

• Wir erarbeiten mit Ihnen konkrete 
Argumentationstechniken und ihre 
Umsetzung. Wir zeigen Ihnen, wie Sie 
Ihr Image als politischer Funktions- 
und Mandatsträger verbessern kön- 
nen. 

• Wir machen Sie mit den Regeln 
und Instrumenten einer wirksamen 
kommunalen Presse- und Öffentlich- 
keitsarbeit vertraut. 
Zwei Veranstaltungen als Beispiele: 
• Veranstaltung Nr. 102: Kommunale 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, 
6. bis 8. Mai 1994. 
• Veranstaltung Nr. 145: Rhetorik für 
die politische Praxis, 24. bis 25. Juni 
1994. 
Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 

st Üt^cnen Schweineerzeuger mitbela- 

le CDU steht dagegen für eine konse- 
bi 

JUente Politik der Seuchenbekämpfung: 
^Setzung der Maßnahamen der Euro- 
•schen Union, genaue Kennzeichnung 

ti/Tiere in den sPerr" und Beobach- 
ngsgebieten mit farbigen Ohrmarken 

le schärfere Kontrollen des Tiertrans- 
Portes. 

fe'
e betroffenen Bauern erhalten Beihil- 
n von 2,47 DM/kg Schlachtgewicht für 

Un
astschweine, 65,92 DM für Jungferkel 

ent      '4^ ^M für schwerere Ferkel. Dies 
die

SPricht etwa den Marktpreisen. Über- 
&o   k    ^unc*eslandwirtschaftsminister 
ljch ein An8ebot der landwirtschaft- 
D ?n Rentenbank für zinsverbilligte 
PiJ ehen initiiert' um finanzielle Eng- 
?ü .-k Wiederbeginn der Produktion 
N ^brücken. 

wenn Niedersachsen endlich seine 

Verantwortung wahrnimmt, kann die 
Europäische Union die Sanktionen 
zurücknehmen. EU-Agrarkommissar 
Rene Steichen hat Bundeslandwirt- 
schaftsminister Bordiert bereits zugesagt, 
daß der ständige Veterinärausschuß der 
Europäischen Union seine Maßnahmen 
dann überprüfen wird. 

Die CDU denkt in die Zukunft. Um die 
Schweinepest auch langfristig aus 
Deutschland zu verbannen, setzen wir 
uns für folgende Maßnahmen ein: 

• Entwicklung eines markierten Impf- 
stoffes, 

• Kontrolle und Einschränkung des 
Gülletourismus, 

• Stärkung von festen Vertragsbeziehun- 
gen zwischen Ferkelerzeugern und 
Schweinemästern, 

• konsequente Bekämpfung der Wild- 
schweinepest. • 
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Entspannungstendenzen auf den 
Wohnungsmärkten nicht zu leugnen 
Zur Vorlage des Wohngeld- und Mie- 
tenberichts 1993 durch die Bundesre- 
gierung erklärte der wohnungspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Dietmar Kansy: 

Die Koalition aus CDU/CSU und FDP 
hat in den beiden letzten Legislaturperio- 
den die Steigerung des Wohnungsneu- 
baus zur Hauptaufgabe ihrer Wohnungs- 
politik für Westdeutschland gemacht. 
Daß sich hier der Himmel mittlerweile 
aufgehellt hat, das zu bestreiten, wird 
auch der parlamentarischen Opposition 
angesichts des erreichten Niveaus bei 
Fertigstellungen und Baugenehmigungen 
immer schwerer fallen. 
Der Bürger jedenfalls würde sich sonst 
verwundert fragen, wieso sich die Baumi- 
nister in den Landesregierungen — im 
Westen mit einer Ausnahme alle der SPD 
zugehörig — lautstark und medienträch- 
tig der boomenden Wohnungsbautätig- 
keit in ihrem Lande brüsten, deren Partei- 
freunde in Bonn aber diese Erfolge zu 
einem bundesweiten Katastrophenge- 
mälde ummalen wollen. 
Die von der Bundesregierung in ihrem 

Wohngeld- und Mietenbericht dargeleg- 
ten Entspannungstendenzen auf den 
Wohnungsmärkten sind nicht zu leugnen» 
wenngleich ich vor einer Überbewertung 
einer solchen Globalaussage warnen 
möchte. Sicherlich sind hier differenzie- 
rendere Betrachtungen vonnöten, etwa 
zwischen Ballungsgebieten und weniger 
verdichteten Gebieten, auch etwa nach 
Wohnungsausgestaltung und WohnungS' 
nachfrage-Gruppen. 

Es bleiben aber zwei Feststellungen in 
diesem Bericht wichtig, die schon den 
Blick auf die Wohnungsbaupolitik der 
Unionsfraktion in der nächsten Wahlpe' 
riode lenken: 

Erstens: Ein Abbau der Wohnungseng- 
pässe wird nur dann gelingen, wenn das 
jetzt erreichte Neubauniveau über meh- 
rere Jahre gehalten werden kann. 

Zweitens: Strangulierende Eingriffe in dl 

Mietpreisbildung und in das ausgewo- 
gene Kündigungsschutzrecht würden e"1 

Angebotsausweitungs-Politik mit lang^ 
Atem konterkarieren. Wir werden uns 
deshalb an solchen populistischen Wah 
Verlockungen nicht beteiligen. 

Informationsmaterial zum „Superwahljahr" 

Zum „Superwahljahr" hat die Bun- 
deszentrale für politische Bildung 

eine große Zahl von Publikationen 
und Materialien herausgegeben, die 
als Grundinformation z.T. für alle 
Wähler kostenlos zur Verfügung ste- 
hen. Dazu gehört insbesondere ein 
„Info-Aktuell", Umfang 24 Seiten, 
Gesamtauflage 125 Mio., das alle zen- 
tralen Aspekte des Themas Wahlen 

allgemein behandelt. Spezielle Infor- 
mationsangebote richten sich darüber 
hinaus an Schulen und an Journali- 
sten (Handbuch Wahlen). 

Weitere Informationen erhalten 
Sie bei der Bundeszentrale 
für politische Bildung 
Berliner Freiheit 7, 53111 Bonn, 
Telefon 515 211 oder 515 246. 
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Bundesministerium für Familie und Senioren 

chüre „Sicherheit für 
Senioren - Gegen Angst und Gewalt 
Wie können sich ältere Menschen 

vor Kriminalität und Gewalt 
schützen? Was können ältere Frauen 
und Männer tun, wenn sie Opfer einer 
Gewalttat geworden sind? Konkrete 
Ratschläge und Hilfestellung zu die- 
sen Fragen gibt die vom Bundessenio- 
renministerium herausgegebene Bro- 
schüre „Sicherheit für Senioren — 
Gegen Angst und Gewalt", die Senio- 
renministerin Hannelore Rönsch am 
24. März in Bonn vorgestellt hat. 
;>Leider fühlen sich ältere Menschen 
1IT»rner mehr durch Kriminalität 
bedroht und verunsichert. Dies führt 
teilweise so weit, daß sie ihre Woh- 
nung kaum noch verlassen und sich in 
lr>rem Leben stark einschränken", 
läutert Ministerin Rönsch. Und wei- 
ter: „Wir müssen deshalb mehr denn 
Je dafür sorgen, daß Seniorinnen und 
Senioren sich in ihrem Lebensumfeld 
Slcher fühlen können. Es darf nicht 
Seir», daß Ältere auf soziale Aktivitä- 
ten verzichten, weil sie sich unsicher 
oder bedroht fühlen." 

konkrete Hilfen aufgezeigt 
D,e vom Bundesministerium für Fami- 
le und Senioren herausgegebene Bro- 

schüre zeichnet ein realistisches Bild 
^c-n Gefährdungen. Sie informiert dar- 
ker, in welchen Bereichen ältere 
j^enschgp beson(jers von Gewalt und 
Kriminalität betroffen sind. Sie gibt 

atschläge, wie sich ältere Menschen 
°T kriminellen Übergriffen schützen 
önnen, wo Ängste besonders berech- 

tigt sind und wie man mit Ängsten 
umgehen kann. Schließlich werden 
konkrete Hilfen aufgezeigt für jene 
Älteren, die Opfer von Gewalttaten 
geworden sind. Adressaten der Veröf- 
fentlichung sind ältere Menschen 
selbst, aber auch Verbände, Kirchen 
und Seniorenorganisationen. Die Rat- 
geber-Broschüre kann und will die 
Arbeit der Polizei vor Ort nicht erset- 
zen, sondern unterstützen. 

Erhältlich beim Bundesministe- 
rium für Familie und Senioren, 
Pressereferat, Godesberger 
Allee 140, 53175 Bonn, Telefon 
(0228)306-2231 und 306-2233. 
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Bildungspolitik und europäische Integration 

Europa braucht Kenntnisse und 
Mobilität auf dem Arbeitsmarkt 
Auf seiner Sitzung am 7. März hat der 
Bundesfachausschuß „Kulturpolitik" 
einen Beschluß zur europäischen Bil- 
dungspolitik verabschiedet. Hierzu 
erklärte der Vorsitzende des Bundes- 
fachausschusses, Georg Gölter: 

Das vereinigte Europa kann nur 
Wirklichkeit werden, wenn es gelingt, die 
europäische Jugend für Europa zu gewin- 
nen. Unser Bildungssystem muß nicht 
nur „europäische Kompetenz" im Sinne 
von Kenntnissen vermitteln. Es muß auch 
verdeutlichen, daß es zu dem vereinigten 
Europa als dem Weg zu Frieden und 
Wohlstand keine Alternative gibt. 

I Die europäische Einigung ist zusam- 
men mit der inneren Gestaltung der deut- 
schen Einheit die große Herausforderung 
für unser Bildungssystem; sie ist die 
Bewährungsprobe für die Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit nationaler Bil- 
dungssysteme. Bei dem weiteren Weg der 
europäischen Integration geht es in der 
Bildungspolitik nicht um Anpassung, 
sondern um inhaltliche Weiterentwick- 
lung, gegenseitige Anregung, von einan- 
der Lernen und Förderung der kulturel- 
len Gemeinsamkeit. Die CDU tritt dafür 
ein, daß sich die nationalen Bildungssy- 
steme öffnen, durchlässig werden und in 
einen Wettbewerb um Leistungsfähigkeit 
eintreten. Das vereinbarte Recht auf Frei- 
zügigkeit innerhalb der EU muß auch auf 
dem Sektor der Bildung zum Tragen 
kommen. 

Der Vertrag von Maastricht (Art. 126 
und 127) schafft die Rechtsgrundlage für 
eine verbesserte bildungspolitische 

Zusammenarbeit der EU-Staaten. Die 
CDU begrüßt, daß der Maastrichter Ver- 
trag das Subsidiaritätsprinzip verankert. 
Die Verantwortung für die Kulturpolitik 
obliegt somit weiterhin den EU-Mit- 
gliedsstaaten. Die bildungspolitischen 
Aktivitäten der Gemeinschaft müssen 
darauf zielen, durch inhaltlichen Wettbe- 
werb und Austausch eine gemeinsame 
europäische Perspektive für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur zu erarbeiten. 
Ohne Wissen über die Geschichte, die 
Kultur, die Traditionen der Nachbarstaa- 
ten, ohne die Beherrschung von Fremd- 
sprachen kann Europa nicht zusammen- 
wachsen. In dem Maße, wie Kultur- und 
Bildungspolitik, anknüpfend an lokale, 
regionale und nationale Erfahrungen, 
personelle Identität fördert, hilft Bil- 
dungspolitik jungen Menschen, sich rm1 

der Zielsetzung der europäischen Integ^' 
tion zu identifizieren. 

t Die Ausbildungszeiten in der Bun- 
desrepublik Deutschland sind im euro- 
päischen Vergleich zu lang — dies bedeu 

tet Nachteile für junge Menschen wie ftr 

die Wirtschaft. In unserem gesamten Bi'' 
dungswegen sind deshalb Konzentration 
der Inhalte und Straffung der Arbeit 
unverzichtbar. Wir treten für eine Verkü 
zung der gymnasialen Schulzeit, für eine 

Straffung der Ausbildungs- und Studie"' 
zeiten ein. 

I Die Länder haben in der Kultusrn»' 
nisterkonferenz in den Jahren 1978 und 
1988 eine Vertiefung der europäischen 
Dimension im Unterricht gefordert. V° 
einer Umsetzung ist allerdings bis heute 
in den Lehrplänen und im Schulalltag2 

J 
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*enig zu spüren. Die CDU fordert, daß 
j*as Thema „Europa" im Unterricht stär- 
ker als bisher berücksichtigt wird, 
^eschichtskenntnisse, Einbeziehung der 
Landeskunde, vor allem der unmittelba- 
ren Nachbarn, ist die Voraussetzung der 
Entwicklung eines grenzüberschreitenden 
eüropäischen Bewußtseins. Der Aus- 
wusch von Schülern und Lehrern, Auszu- 
jodenden und Ausbildern sowie Studen- 
en und Dozenten muß intensiviert wer- 

den. 

Die CDU fordert, daß grenzüberschrei- 
ende Schulpartnerschaften ausgebaut 
J^d gepflegt werden. Die Schulverwal- 
Ungen der Länder müssen sich deshalb 

*Järker als bisher um die Vermittlung von 
chulpartnerschaften bemühen. Dabei 

,lnd regionale Gegebenheiten, beste- 
he Städtepartnerschaften oder wirt- 
Cnaftliche Verbindung zwischen Heimat- 
®8ionen und Regionen eines anderen 

•y'tgüedslandes besonders zu berücksich- 

'e Länder und die Selbstverwaltung der 
lrtschaft sind aufgerufen, die bislang 

Überentwickelten Kontakte auf dem Feld 
er Berufsausbildung auszubauen und 
adurch auch Anreize zu vergrößern, Ele- 
ente dualer Berufsausbildung in ande- 
•n EU-Staaten zu übernehmen. 

MI Hochschule und Wissenschaft haben 
ne besondere Verantwortung, durch 
ustausch und Zusammenarbeit einen 

ziellen Beitrag zur europäischen Eini- 
j. n8, zum gemeinsamen europäischen 

arkt und zur schrittweisen Einbezie- 
hung der mittel- und osteuropäischen 
Xu ?^Cr 'n d'e Europäische Gemeinschaft 
ti Listen. Wissenschaft braucht interna- 
ej°

n^,e Zusammenarbeit. Hierzu gehören 
Im     .'ter Studentenaustausch, eine 
s , ensivierung des Austauschs von Hoch- 

nullehrern und Wissenschaftlern, 
er die vorhandenen Angebote hinaus 

Ussen weitere integrierte Studiengänge 

entwickelt, an ausländischen Hochschu- 
len erbrachte Studiennachweise aner- 
kannt, spezifisch europäisch ausgeprägte 
Abschlüsse angeboten und die Vorausset- 
zung für die Wahrnehmung solcher Ange- 
bote verbessert werden. 

Ipl Die gegenseitige Anerkennung der 
Berufsbildungsabschlüsse ist Vorausset- 
zung der Mobilität im vereinten Europa. 
Das Entsprechungsverfahren der berufli- 
chen Befähigungsnachweise wurde durch 
die grundlegende Entscheidung des Mini- 
sterrates im Jahr 1985 geregelt, um die 
Freizügigkeit und Mobilität der Arbeit- 
nehmer in Europa zu erleichtern. 1992 
wurde eine Richtlinie zur Anerkennung 
beruflicher Befähigungsnachweise in 
Ergänzung zur Anerkennung von Hoch- 
schuldiplomen für die Gemeinschaft 
beschlossen. Dennoch existieren in der 
beruflichen Praxis mannigfaltige Pro- 
bleme. 
Die CDU plädiert für unbürokratische 
wechselseitige Anerkennung der jeweili- 
gen Berufsbildungsabschlüsse bei Nach- 
weis der Ausbildungszeiten und -inhalte. 
Das theoretische Recht auf Freizügigkeit 
nutzt jungen Europäern wie Unterneh- 
men wenig, wenn vor Ort kleinliche Hin- 
dernisse aufgebaut werden. Die CDU 
unterstützt die Initiative der Bundesregie- 
rung, künftig aussagefähige Dokumenta- 
tionen über die jeweiligen nationalen 
Abschlüsse zu erstellen. Durch diese 
Dokumentationen soll einem Arbeitneh- 
mer die Chance gegeben werden, bei 
einer Bewerbung im Bereich der EU die 
eigenen beruflichen Kompetenzen so zur 
Geltung zu bringen, daß sie für ausländi- 
sche Unternehmen und Betriebe, die über 
Einstellungen zu befinden haben, ver- 
ständlicher sind. 

U| Die CDU begrüßt die Aktionspro- 
gramme der EU, die auf Intensivierung 
des Austauschs der gegenseitigen Kennt- 
nisse zielen. Die hohe Beteiligung an den 
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Wichtiger Hinderungsgrund für 
die EU-Erweiterung ausgeräumt 
Zum Treffen der EU-Außenminister 
am 26727. März in Griechenland 
erklärte der Vorsitzende des Bun- 
desfachausschusses Außenpolitik 
Elmar Brok: 
Im Rahmen der Beitrittsverhandlun- 
gen zur Europäischen Union konnte 
ein wichtiger Streitpunkt geklärt wer- 
den. Die bisher notwendige Mindest- 
anzahl von 23 Stimmen zur Verhinde- 
rung einer EU-Richtlinie oder -Ver- 
ordnung wird mit der EU-Erweiterung 
auf 27 Stimmen erhöht. Die CDU 
begrüßt, daß sich die Mehrheit der 
EU-Mitgliedstaaten in dieser Frage 
gegen den erbitterten Widerstand sei- 
tens Großbritanniens und Spaniens 
durchgesetzt hat. Weiterhin begrüßen 
wir, daß der Außenministerrat unter 
Hinweis auf die Geschäftsordnung 
des Rates und auf einen „vernünftigen 
Zeitrahmen" einen Beschluß gefaßt 
hat, der besagt, daß mit 23 Stimmen 
die Entscheidung über eine EU-Richt- 
linie oder -Verordnung um ca. 6 
Wochen vertagt werden kann. Dies 
entspricht bereits der heutigen Praxis. 

Mit dieser Entscheidung ist für das 
Europäische Parlament ein entschei- 
dender Grund für eine Nicht-Ratifi- 
zierung der Beitrittsverträge entfallen. 
Wir halten es jedoch für notwendig, 
daß bei der Regierungskonferenz 1996 

Nachdrücklich begrüßt 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat nach- 
drücklich begrüßt, daß alle Partner In der 
Europäischen Union den Vorschlag ange- 
nommen haben, den die griechische Prä- 
sidentschaft beim Informellen Außenmini' 
stertreffen in loannina am 27. März zur 
Frage der Sperrminorität in einer erwei- 
terten Union unterbreitet hat: Der gefun- 
dene Kompromiß entspreche der ständi- 
gen Praxis, für umstrittene Fragen 
Lösungen zu entwickeln, die den IntereS' 
sen aller Beteiligten und dem Gemein- 
schaftsinteresse gerecht werden. 

in der Frage des Abstimmungsverfah- 
rens des Rates weitere Fortschritte 
erzielt werden, um so die Handlungs- 
fähigkeit einer Europäischen Union 
der 16 und mehr sicherzustellen. 

EU-Programmen für Schüler, Auszubil- 
dende, Studenten und Wissenschaftler 
zeigt, daß die Menschen eine europäische 
Kulturgemeinschaft bejahen. Die 
Aktionsprogramme fördern nicht nur 
Informations- und Erfahrungsaustausch, 
sie begünstigen Innovationen, geben neue 
Impulse und verbessern die Mobilität von 
Lernenden und Lehrenden. Die CDU 
unterstützt die Förderung der Entwick- 
lung der Fernlehre (Maastricht-Vertrag 
Art. 126,2). Der Fernunterricht z. B. an 

Fernuniversitäten bietet mit seinen fle*1' 
blen Möglichkeiten die Gelegenheit, &,{ 

Ausbildungsangebot in der Gemeinst 
der Mitgliedsstaaten zu vervollständigt' 
insbesondere für Interessenten, die das 

traditionelle Ausbildungssystem — auS 

welchen Gründen auch immer — nicht 
erfolgversprechend nutzen können. L" 
CDU fordert, daß diese zukunftsweise*1' 
den Aspekte in der Haushaltsgestaltun» 
der Europäischen Union in Zukunftel g 
stärkere Bedeutung erhält. 

J 
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SPD will den im Maastrichter Vertrag 
vereinbarten Sparkurs unterlaufen 

j* Vorsitzende des Bundesfachaus- 
c"usses Europapolitik und der CDU/ 
öU-Gruppe im Europäischen Parla- 
e°t, Günter Rinsche, erklärte zum 

£Uropapolitischen 10-Punkte-Pro- 
|ranim der SPD, das am 30. März in 
ö°nn vorgestellt wurde: 

jährend der SPD-Chef Rudolf Scharping 
feuert, eine SPD-geführte Regierung 
°|'e sparen, fordert seine Stellvertreterin 
e'demarie Wieczorek-Zeul in ihrem 

^^apolitischen 10-Punkte-Programm, 
aß die im Maastrichter Vertrag festgeleg- 
n Zeitpläne für die Stabilisierungspro- 

I anime zur Konsolidierung der nationa- 
d 

n Haushalte zugunsten der Bekämpfung 
j^ r Arbeitslosigkeit zurückstehen müßten. 
A°nkret heißt das: neue Milliarden für 

Usgabenprogramme und eine Abkehr 
Qj!^1 Spar- und Konsolidierungskurs der 
^ ^-geführten Bundesregierung, der im 
glj

aastrichter Vertrag für alle EU-Mit- 
edstaaten verbindlich vereinbart wurde. 

Die SPD hat nichts dazu gelernt: 
• Immer noch betreibt sie ein doppeltes 
Spiel: sich zwar verbal zu Europa zu 
bekennen, aber eine Politik anzustreben, 
die Deutschland in Europa isolieren und 
die europäische Einigung gefährden 
würde. 

• Immer noch hält sie an ihrer verfehlten 
Wirtschafts- und Sozialpolitik der 70er 
Jahre fest. Staatliche Ausgabenpro- 
gramme bewirken nur ein kurzfristiges 
Strohfeuer und bedeuten mittelfristig 
höhere Steuern, höhere Inflationsraten 
und höhere Zinsen, die Gift für die sich 
abzeichnende Wirtschaftserholung und 
damit für neue, zukunftsträchtige und gut 
bezahlte Arbeitsplätze wären. 

Nur eine CDU-geführte Bundesregierung 
und nur eine christdemokratische Mehr- 
heit im Europäischen Parlament und in 
der vom Parlament mitgewählten Euro- 
päischen Kommission garantieren eine 
solide Politik in Deutschland und Europa. 

Rechtzeitig zur Europawahl 94 hat 
das Bildungswerk der KPV-Nord- 

rhein-Westfalen eine Handreichung 
''Europa für Kommunalpolitiker" 
^35 Seiten) herausgebracht. 

Je wendet sich vor allem an Lokalpo- 
l,ker und Beschäftigte in den Kom- 
unalverwaltungen, ist aber auch für 

ndere Europainteressierte lesenswert. 
n 24 kurzen und prägnanten Beiträ- 

ge" und einem Vorwort von Bundes- 

kanzler Helmut Kohl sind alle wichti- 
gen Bereiche der Europapolitik, die 
für die Kommunen von Bedeutung 
sind, abgehandelt. 

Exemplare können zum Stück- 
preis von 10 DM (ab 5 Exem- 
plare: 8 DM) bezogen werden 
beim: KPV-Bildungswerk 
Limperstraße 40 
45657 Recklinghausen 
Fax (02361) 589950 
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Für eine Ökologische und 
Soziale Marktwirtschaft 

Wenn wir die Ja! 
Bundesrepui 
passieren la 
bar fest: Die 
gilt weit über 

seit E 

n 
Mark 

der 

freit- 
Jiaft 
als 

eine der erfolgreichsten Wirtsehafts- 
und Gesellschaftsordnungen. Sie hat 
einen entscheidenden Beitrag zur Ver- 
änderung und Gestaltung nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in Europa 
und in der Welt geleistet. 
Die Zweiteilung in Freiheit und Unfrei- 
heit, in marktwirtschaftliche Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung einerseits und 
sozialistische Planwirtschaften anderer- 
seits ist überwunden. Doch ist sie das 
dauerhaft? Wächst nicht bereits in Teilen 
unserer Gesellschaft wieder die Neigung, 
einer „an sich guten Idee" nachzuweinen 
und Unzulänglichkeiten in unserer der- 
zeitigen Wirtschaft und Gesellschaft 
gerade dem Ordnungssystem anzulasten, 
das unbestreitbar die Wiege für die 
gesamten Erfolge war? 
Und deshalb ist es eine Daueraufgabe, so 
hat sie auch Müller-Armack gesehen, sich 
nicht mit unbestreitbaren Erfolgen unse- 
rer Wirtschaftsordnung zufrieden zu 
geben, sondern die Soziale Marktwirt- 
schaft mit neuen Ansätzen in eine nächste 
Phase, ja ins 21. Jahrhundert zu überfüh- 
ren. 
Damals ist es gelungen, die Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik sowohl 
theoretisch zu unterfüttern als auch prak- 
tisch in gesetzliche Rahmenbedingungen 
und Anreize zu überführen, die dieses 
Modell für alle erfahrbar machte und mit 
praktischem Leben erfüllt. „Wir stehen 

an einer Wegscheide. Die Begrenztheit 
der wirtschaftlichen, der sozialen und de 
Umweltnutzung.s.nöglichkeiten ist nun- 
mehr ebenso sichtbar wie deren Abhän- 
gigkeit voneinander. Aus dieser existen- 
tiell bedrohlichen Situation gibt es nur 
dann einen wirklichen Ausweg, wenn 
Ökonomie, Ökologie und sozialer Aus- 
gleich als Einheit begriffen werden, wenn 

politisches wie wirtschaftliches Handelt1 

künftig alle drei Aspekte gleichermaße11 

ins Kalkül einbezieht, statt sie gegenein' 
ander auszuspielen." (So Bonus, Dahl- 
manns, Meissner und Walter in einer 

Von Christa Thoben 

gemeinsamen „Denkschrift" zum Then1 

Elemente ökologisch-sozialer Marktwn"1 

schaft) 
Wir haben auf unserem Bundesparteit^e 
in Hamburg davon gesprochen, daß w'' 
die Soziale Marktwirtschaft um die ök° 
logische Dimension erweitern wollen- 
Damit wollen wir nicht Begriff und 
Inhalt der Sozialen Marktwirtschaft aü'' 
geben und auch nicht irgendein Zuge- 
ständnis an den Zeitgeist machen, s°n'rt 
dem wir bringen unmißverständlich zu 

Ausdruck, daß für uns auch Umwelt'1"3 

gen im Rahmen einer freiheitlichen un 
sozialen Wirtschaftsordnung gelöst un 
mit dazu passenden Instrumenten (Pfel 

signale) zu fördern sind. 
Und nochmals Müller-Armack: „Jede 
Gesellschaftsordnung bedarf eines ein 
chen Ausdrucks, um ihr Wollen sichtn 
zu machen." Dies tun wir. Dies wolle11 
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^'f nicht zuletzt deshalb, um zu unter- 
wichen, daß auch eine ehrgeizige 
ttiweltschutzpolitik in einer marktwirt- 

schaftlichen Ordnung mit sehr viel mehr 
*|eissignalen arbeiten könnte und sollte, 
's das viele vertreten, die unsere Wirt- 
cflaftsordnung gerade wegen ihrer Funk- 
lQnsweise unter Dauerverdacht stellen, 
ritiker der in Hamburg beschlossenen 
egrifflichen Erweiterung melden entwe- 
er an, daß mit dieser begrifflichen Ver- 
nderung eine unnötige Erweiterung 
^gefunden habe, da sozial richtig ver- 
enden, auch Zukunftssicherung und 
amit Bewahrung der Schöpfung 

r
mfasse. Und andere wiederum kritisie- 

s?
n> daß mit der Erweiterung die Dimen- 

•'on des Sozialen nicht mehr den Vorrang 
hab 
Ist 

e wie in dem ursprünglichen Begriff. 
* es wirklich von Nachteil, wenn sich 
j? große Volkspartei CDU selbst ver- 

. »chtet und dies auch sprachlich zum 
schSdrUck brin&> ehrgeizige Umwelt- 
^ nutzziele in unserer Wirtschaftsord- 
^ ng und in keiner anderen zu verfolgen? 

nd ist es nicht richtig und ehrlich, auch 
Prachlich zu unterstreichen, daß umweit- 

es WU?tes Handem im ureigensten Inter- 
Se eines jeden Einzelnen liegen muß 

und deshalb das, was die Umwelt wirk- 
lich kostet, endlich auch in Preisen zum 
Ausdruck kommen muß? Natürlich 
bedeutet das Strukturwandel, Verände- 
rung und Bereitschaft, diesen Prozeß 
auch aktiv politisch zu begleiten. 
Das in Hamburg verabschiedete neue 
Grundsatzprogramm hat deshalb einen 
eigenen, sehr umfangreichen Programm- 
teil, der der Schöpfung gewidmet ist. Das 
geht weit über die Beschlußlage von 1978 
hinaus. 

Was jeder begreifen muß 

Im vergangenen Jahr ist eine Fläche der 
Brandrodung zum Opfer gefallen, die 
größer ist als Dänemark, die Benelux- 
Staaten, die Schweiz und Österreich 
zusammengenommen. Jeden Tag wird die 
Welt um 50 Pflanzen- und Tierarten 
ärmer, und jede Sekunde blasen die Men- 
schen 1000 Tonnen Treibgase in die 
Atmosphäre. Jeder muß deshalb begrei- 
fen, daß die nicht rechtzeitige Berück- 
sichtigung der ökologischen Herausfor- 
derung nicht nur eine Zerstörung der 
Umwelt, sondern auch eine langfristige 
Gefährdung unserer ökonomischen Basis 
bedeutet. • 

Kriminalität bekämpfen - Innere Sicherheit stärken 
Mit diesem Thema befaßt sich 

vom 26. bis 28. April im Bil- 
dungszentrum Schloß Eichholz das 
"Eichholzer Forum". Zu den promi- 
nenten Referenten gehören: 
• Hans-Jürgen Fätkinhäuer, Ober- 
staatsanwalt und Vorsitzender der 
Bereinigung Berliner Staatsanwälte, 
^ein Thema: Wenn Gesetze den 
^nkläger machtlos machen — Die 
Justiz als „Flaschenhals" der Krimina- 
utätsbekämpfung. 

Bundesminister Friedrich Bohl, des- 

sen Referat zum Thema der Veranstal- 
tung am 27. April stattfindet. 
Eine Podiumsdiskussion am selben 
Tag befaßt sich mit den Themen 
„Deutschland im Visier der Mafia?" 
und der „Kriminalitätsbekämpfung im 
Zeichen einer veränderten Gefähr- 
dungslage". 

Anmeldungen an: 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
Postfach 1331, 50387 Wesseling 
Telefon (0 22 36) 7 07-2 32 
Fax (022 36) 7 07-2 30 
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Horst Waffenschmidt: 

Aktivitäten im Aussiedlerbereich 
• Veranstaltungen in Ansiedlungs- 

schwerpunkten der Aussiedler 
Seit Beginn diesen Jahres führe ich ver- 
mehrt Schwerpunktveranstaltungen für 
Aussiedler in den Bereichen der Bundes- 
republik durch, wo besonders viele Aus- 
siedler wohnen. Diese Veranstaltungen 
werden organisiert, entweder von der 
CDU, oder den zuständigen kommunalen 
Körperschaften, oder von Organisationen 
der Landsmannschaften, oder von Orga- 
nisationen der Vertriebenen. Diese Ver- 
anstaltungen sind immer außerordentlich 
gut besucht und führen zu zusätzlichen 
Kontakten zwischen den Vertretern der 
CDU im jeweiligen Bereich und auch zu 
unmittelbarer Aussprache über die Poli- 
tik der Bundesregierung Helmut Kohl. 
Solche Veranstaltungen fanden z. B. statt: 
in Paderborn, in Detmold, im Kreis Ems- 
land, in Friedland, im Kreis Pinneberg, in 
Herborn und in Empfingen. Eine größere 
Zahl weiterer Veranstaltungen dieser Art 
ist vorgesehen. 

Empfehlung: 
Abgeordnete, Kommunalvertreter und 
Fraktionsträger der CDU sollten für ihre 
Verantwortungsbereiche Begegnungsver- 
anstaltungen mit Aussiedlern organisie- 
ren. Informationsmaterial dazu kann 
über die Bundespartei oder über die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion vermit- 
telt werden. Als sachkundige Referenten 
stehen u. a. auch zur Verfügung: 
• Gerda Dempwolf, MdB, Aussiedlerbe- 

auftragte der CDU/CSU-Fraktion, 
• Helmut Sauer (Salzgitter), MdB, mit 

der Ost- und Mitteldeutschen Vereini- 
gung, 

• Hartmut Koschyk, MdB, mit den Mit- 
gliedern der Gruppe der Vertriebenen 
und Flüchtlinge der CDU/CSU-Frak- 
tion. 

• Mitarbeiterkonferenz 
Die Aussiedlerbeauftragte der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Gerda Demp- 
wolf, MdB, und ich führen seit einiger 
Zeit regelmäßig Tagungen mit Aussied- 
lerbeauftragten von CDU und Kreisver- 
bänden und von kommunalen Verbänden 
der CDU durch. Außerdem werden Mit- 
arbeiter der Kirchen und Sozialverbände 
eingeladen, die Betreuungsarbeit für Aus- 
siedler leisten. Diese Informationsarbeit 
soll verstärkt fortgesetzt werden. 

Empfehlung 
Solche Informationskonferenzen sollten 
auch auf örtlicher bzw. regionaler Ebene 
durchgeführt werden. Dazu könnte z.B- 
der örtlich zuständige Bundestagsabge- 
ordnete einladen. 

• Einladung zu Aussiedlertreffen 

Als Aussiedlerbeauftragter der Bundes!"6' 
gierung spreche ich in diesem Jahr vor 
zentralen Veranstaltungen der Aussiedle 
Organisationen, z. B. am 22. Mai 1994 vof 
20.000 Siebenbürger Sachsen in Dinkels- 
bühl und am 18. Juni 1994 in Stuttgart- 
Killesberg vor 50.000 Rußlanddeutsche^ 
In Stuttgart wird Ministerpräsident Er^1 

Teufel für das Land Baden-Württemberg 
sprechen. 

Empfehlung 
Je nach Anzahl der Aussiedler in einer 
Region sollten auch vor Ort Treffen mit 
den Aussiedlern organisiert werden, z- "' 
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A'sAu 

j?ns
ttaltet der Rhein-Sieg-Kreis jedes 

r e'n großes Aussiedlerfest. 

Jesuch in 
^ussiedlereinrichtungen 

gie'   Uss>edlerbeauftragter der Bundesre- 
dj    n8 besuche ich in diesem Jahr erneut 
f(ir ?ntralen Erstaufnahmeeinrichtungen 
%ile SPätaussiedler. Hier ist die Kon- 
sie . a"me mit den Aussiedlern und den 
den 

etreuenden Mitarbeitern der Behör- 
den u^ der Verbände besonders wichtig, 
deSr   

er der erste Eindruck von der Bun- 
de,. j:publik Deutschland geprägt wird. In 
*uch ege' erreicnt ein solcher Besuch 
MM ^ute Aufmerksamkeit in den Qlen. 

S°lch 
'Pfehlung: 

Pol»6 besuche sollten auch von anderen 
ünter!   

en Repräsentanten verstärkt 
^°nt u mmen werden, um persönlichen 
^ntr i   ZU sucnen- Das gil1 nicnt nur fur 

Über 
e Einrichtungen, sondern auch für 

0eh,8.an8swohnheime in Städten und 
binden. 

%öff 
d«rv 

entlichkeitsarbeit 

ids etriebenenarbeit und bei den 
Mitt .mannschaften gibt es zahlreiche 
«rScll".Ungsblätter und regelmäßig 
V^lnende Verbandszeitschriften. Die 

nften kennt der jeweilige Kreisver- 
er Ost- und Mitteldeutschen Verei- 

Nu §h Es lohnt sich in so,cnen Veröf- 
JVH   "8en einen Beitrag zu leisten, 
\\ j ,ese Veröffentlichungen werden 
tele.  

n betroffenen Mitbürgern intensiv 
^und beachtet. 

Nilf0*16 der Verantwortlichen für die 
S ej 8en Veröffentlichungen und Ange- 
Nied? Beitra8es über die Art»eit für die 
VjCL    r im jeweiligen Verantwortungs- 
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340 Millionen Mark 
zurückgefordert 
Die Arbeitsämter haben im vergange- 
nen Jahr fast 50 Prozent mehr 
„Sozialbetrüger" erwischt. Nach 
Angaben der Bundesanstalt für Arbeit 
(BA) stieg die Zahl entsprechender 
Ermittlungsverfahren im vorigen Jahr 
um 198.300 auf 631.900. 

In 46.300 besonders schwerwiegenden 
Fällen sei die Staatsanwaltschaft einge- 
schaltet worden. Rund 340 Millionen 
Mark unrechtmäßig gezahlter Leistungen 
wurden den Angaben zufolge zurückge- 
fordert. Insgesamt summierten sich Min- 
derausgaben und Mehreinnahmen, so die 
BA, auf rund eine Milliarde Mark. 
Die Mehrzahl der Ermittlungen betraf 
den Mißbrauch von Arbeitslosengeld, 
andere Lohnersatzleistungen und Kinder- 
geld. In Westdeutschland bezogen sich 
auf solche Verstöße 80 Prozent, im Osten 
sogar über 95 Prozent der Verfahren. Die 
meisten Betrugsfälle wurden durch den 
maschinellen Abgleich von Beschäfti- 
gungszeiten mit Terminen, zu denen Lei- 
stungen aus der BA bezogen wurden, auf- 
gedeckt. „Niemand darf mehr damit rech- 
nen, unentdeckt zu bleiben", betonte 
BA-Präsident Bernhard Jagoda. 
Auch die fast verdoppelte Zahl von 
Außenprüfungen in Betrieben, bei denen 
1993 rund 386.000 Beschäftigte und 1,6 
Millionen Lohn- und Meldeunterlagen 
kontrolliert wurden, habe erheblich mehr 
Leistungsmißbrauch ans Licht gebracht. 
So wurden nach Angaben der BA 35.600 
sogenannte Sozialbetrüger entdeckt, die 
insgesamt 33,7 Millionen Mark aus der 
Kasse der BA zu Unrecht bezogen hatten. 
Datenabgleich und Außenprüfungen 
ergaben zudem die rechtswidrige Zah- 
lung von rund 80 Millionen Mark an 
Sozialabgaben. • 
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7. Landesparteitag in Schwerin 

Optimismus dominiert - 
Große Mehrheit für Berndt Seite 

Mit 122 Ja-Stimmen bei 15 Enthaltun- 
gen wurde Ministerpräsident Berndt 
Seite zum Spitzenkandidaten der 
CDU Mecklenburg-Vorpommern für 
die Landtagswahl am 16. Oktober 
nominiert. Die Liste zur Wahl des 
Bundesparteitags führen die Landes- 
vorsitzende Angela Merkel und Bun- 
desforschungsminister Paul Krüger 
an. Nach Willen der mecklenburg-vor- 
pommerischen CDU wird der ehema- 
lige Ministerpräsident Alfred 
Gomolka das Land in Straßburg und 
Brüssel vertreten. 

Mit ihrem Landesparteitag am 20. März 
in Schwerin unterstrich die CDU Meck- 
lenburg-Vorpommern ihren Anspruch, 
auch in der nächsten Legislaturperiode 
wieder die Regierungsgeschäfte in 
Schwerin zu übernehmen. Ministerpräsi- 
dent Berndt Seite hob in seiner immer 
wieder von viel Beifall unterbrochenen 
Rede hervor, daß die Wahlen 1994 im 
Grunde die ersten Wahlen in den neuen 
Ländern überhaupt seien. Die Wahl 1990 
wäre eher eine Volksabstimmung über die 
Deutsche Einheit gewesen. In diesem 
Zusammenhang sprach Seite von einer 
bevorstehenden Schicksalswahl. Deswe- 
gen werde die CDU alles daran setzen, 
daß sie auch die Ernte der von ihr ausge- 
streuten Saat einfahren wolle. 
Bundeskanzler Helmut Kohl, der der Ein- 
ladung nach Schwerin gefolgt war, 
stimmte die Delegierten mit einer kämp- 
ferischen und von Optimismus getrage- 
nen Rede in den Wahlkampf ein. 
Er verwies auf die Regierungsunfähigkeit 

der SPD, die diese mit den jüngsten St£ 

ervorschlägen noch einmal deutlich u" 
Beweis gestellt hätte. „Wenn wir jetzt 
geschlossen und mit klaren Aussagen> ^ 
den Wahlkampf eintreten, werden wif 

der Siegerseite stehen", sagte Helmut 
Kohl. Der Wahlgegner SPD habe nid11 

sehr viel in der Daueropposition dazüi 
lernt und betreibe eine absurde Zuku" 
gestaltung. Die von der SPD ins Spie' 
gebrachte lOprozentige Ergänzungsa"' 
gäbe für Besserverdienende sei eine 
Strafe für leistungswillige Bürgerinn^1 

und Bürger, sagte der Bundeskanzler- 

Die Landesvorsitzende Angela Merke 

stellte fest, daß allein die CDU in der 
Lage sei, aus Mecklenburg-Vorpomn1 

ein starkes Land im Norden zu macnf 
Sie hob hervor, daß es der Landesreg' 
rung in Zusammenarbeit mit dem Bü x 
und auch der EU gelungen sei, die ** 
ten zu privatisieren und die Landwirt' 
schaft erfolgreich umzustrukturieren- 
Auch habe Mecklenburg-Vorpomme'V 
den Mut gehabt, gegen die Widerstä" 
von SPD und PDS die Bildungsland- 
schaft vollkommen neu zu ordnen. Je 

sei notwendig, daß die wichtigsten • 
maßnahmen der Zukunft auch rasen 
umgesetzt würden: Der Bau der A 2Ü 

sowie die Errichtung der Magnetstre 
zwischen Hamburg und Berlin. 

Genera.sekre.ärPreschle rief die P> 
zu Geschlossenheit und EinsatzbereiJ 
schaft in den bevorstehenden Wahl* J 
fen auf. Mit einer starken CDU-gefp 

Regierung habe das Land große Zu'    i 
kunftschancen. 

A 
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amilienfarm in 
^einfurt 
ej   Teilnehmer und Kinder in der 
^sens eingerichteten Kinderbetreuung 
r„ en Ende Februar zum Familienfo- 

J» der CDU im Kreis Steinfurt 
5Ko*imen. 

ki.J,er Arbeitskreisen wurde mit sach- 
,, !lgen Referenten über familienpoliti- 

% L     Werpunlcttnernen w'e "Familie ^Schwerpunktthemen wie „Fami 
randel" oder „Wer zahlt für die a^ili ,e?" debattiert. Daneben gab es 

°litik ä la carte 
'* dem Slogan „Setzen Sie auf 

^sere Karte" will die CDU des 
6£

e|nisch-Bergischen Kreises 
II nen neuen Weg der Wahlkampf- 

'^nzierung gehen. 
tin« 
Mit 

e attraktive Telefonkarte soll allen 
federn und Freunden zum Wahl- 

Reden zur Kommunal-, Landes- und 
Bundespolitik in Sachen Familie. Eine 
große Podiumsdiskussion bildete den 
Abschluß. 

Neben zahlreichen Mitgliedern nutzten 
auch viele Nicht-Mitgliedci die Chance 
zur Diskussion und Information. Das 
vorgestellte Familienmanifest „Unsere 
Zukunft heißt Familie" traf auf große 
Zustimmung. 
Die CDU Steinfurt setzte mit ihrem ganz- 
tägigen Familienforum eine im letzten 
Jahr mit einem Wirtschafisforum begon- 
nene Veranstaltungsreihe fort. 

Praktische Fami- 
lienpolitik: Anne, 
die kleine Tochter 
des Kreisvorsit- 
zenden Karl-Josef 
Laumann, MdB, 
fordert Papas Auf- 
merksamkeit wäh- 
rend der Reden. 
Die Kinder waren 
selbstverständli- 
cher Teil der Ver- 
anstaltung. 

kampfunterstützungspreis von 50 DM 
pro Stück angeboten werden. 
Mit der einen Seite dieser Karte kann 
man in über 20.000 Telefonzellen in 
Deutschland telefonieren, mit der 
anderen unterstützt man Wolfgang 
Bosbach, den Kandidaten im Bundes- 
tagswahlkampf 94 der CDU im Wahl- 
kreis 67. 
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Abiturienten drängen immer stärkt 
in praxisorientierte Studiengänge 

schaftlichen Hochschulen völlig vorb«1' 
läuft. 
Dem Mangel an Fachhochschulstudie 

platzen steht die hohe Nachfrage des 
Arbeitsmarktes nach Absolventen gege 

über, die in kurzer Zeit mit begrenzte111 

ökonomischen Aufwand eine berufs-ü 

praxisnahe Ausbildung abgeschlossen 
haben. Der vorrangige Ausbau der F3 
hochschulen ist daher, so Röseler, z^1 

gend erforderlich. 
Der RCDS begrüßt die Tatsache, daß 

„Der Ausbau der Fachhochschulen 
darf nicht länger ein politisches Lip- 
penbekenntnis bleiben" hat der neue 
Bundesvorsitzende des RCDS, Oliver 
Röseler, gefordert. Der Bundesvorsit- 
zende erklärte weiter: 

Die Nachfrage nach Fachhochschulstu- 
dienplätzen ist in den letzten Jahren deut- 
lich gestiegen. Schon die Konstanzer 
Erhebung von 1992 stellte fest, daß zwölf 
Prozent der Universitätsstudenten eben- 
sogut oder sogar lieber an einer Fach- 
hochschule studiert hätten. Nach den 
Prognose-Daten der Kultusministerkon- 
ferenz wird die Studentenzahl an Fach- 
hochschulen bis zum Jahr 2000 um mehr 
als 100.000 Studenten steigen. 

Mittlerweile liegt der NC in einigen Stu- 
dienfächern an Fachhochschulen höher 
als an Universitäten. Damit drängen 
immer mehr Abiturienten in die Universi- 
täten, deren Wunsch nach praxisorien- 
tiertem Studium am Profil der wissen- 

neben den neuen Ländern vor allem $ 
Land Bayern mit sechs neuen Standon. 
eindeutige Schwerpunkte zugunsten 
Fachhochschulen gesetzt hat. Die $* J\ 
geführten Bundesländer müssen jetzt   j 
Nachweis erbringen, daß auch ihre » 
derungen nach einer Stärkung des rä . 
hochschulbereichs keine publikums^ 
samen Worthülsen sind. ,(l 
Insbesondere befürwortet der RCD^ j 
Vorschlag, duale Ausbildungsmode" 
tertiären Bereich voranzutreiben. 

Zentraler Bundesrednereinsatz 
Während des diesjährigen Land- 

tagswahlkampfes hat die CDU- 
Bundesgeschäftsstelle die CDU in 
Niedersachsen mit einem zentralen 
Bundesrednereinsatz unterstützt. 
Dabei haben 30 Spitzenpolitiker der 
CDU/CSU in der Zeit vom 5. Januar 
1994 bis zum Wahltag am 13. März 
1994 131 Veranstaltungen durchge- 
führt. In der Regel handelte es sich 
um öffentliche Veranstaltungen, 
jedoch wurden auch Zielgruppenge- 
spräche, Firmenbesichtigungen und 

Pressekonferenzen geplant. 
53 Bundespolitiker haben bereits ih-r* 
Bereitschaft erklärt, auch im komme 

den Europawahlkampf Veranstalte11 

gen durchzuführen, und dafür 
• 324 Einsatztage zur Verfügt 

gestellt, an denen 
• 743 Veranstaltungstermine 

durchgeführt werden können- 

Der Einsatz beginnt direkt nach 
Ostern und wird bis zum Wahltag 
geführt. 

forf'i 



^GE UNION UiD 11/1994 • Seite 29 

1  I" 
Träume ruiiig vom 

PARADIES. 
Aber davon allein *ürd 
die Vtzlt nicht besSer. 

! 

i^ Schickt mir Infos über die Arbeit der JU. • 
Weh interessieren besonders die Themen. I 

1^ Umwelt     O Frieden   O Drogen I 
^ Ausländerfeindlichkeit • 
"on. I 

'-^|   T«S     9e,S"aB*283-53,75Bonn 
"•     "»Ion: 0228/31 0011 (Fa«: 38452C 

SCHLAGEN 
ist nicht stärk, 
sondern brutal. 

F"—— — — — —— 
I<einrtrh'Ckl mir ln,os zum Thema Ausländer-    I 

^   aiichkeit und über die Arbeit der JU. 
IQ1°,, In,eressieren noch die Themen: 

Umwelt    O Frieden   O Drogen 

J An"ibSLU?<>n •'«"'Knianas 
^  ^Ä^283 "'"Bonn 

«28/31001, (Fax 38 45 20) 

Drogen sind nicht 

BILLIG! 
Ihr besjaiil,: 

mit deili Leben- 

* O Schickt mir Infos zum Thema Drogen • 
I und über die Arbeit der JU. I 

Mich interessieren noch die Themen: Mich interessieren noch die Themen: 
O Ausländerfeindlichkeit O Frieden 

I an Junge Union Deutschlands 
Annabenjer Slraß* 283. 53175 Bonn 
Telelon 0228/310011 (Fax 384520» 

Na BraVO! Weil es der Jungen 
Union nicht reicht, daß nur sie, ihre Mit- 
glieder und Freunde wissen, daß es sie 
gibt, wird sie mit fünf Anzeigen dreimal 
in die „BRAVO" gehen. 

Damit wird die Junge Union in vier Mil- 
lionen Heften erscheinen, in denen sie 
auch die erreichen will, die für gewöhn- 
lich sagen: Politik interessiert nicht. 
JU-Bundesgeschäftsführer Axel Wall- 
rabenstein hat die Mitglieder aufgefor- 
dert, die Anzeigen auch in ihren Rund- 
schreiben und Zeitungen abzudrucken 
bzw. an Schüler- und Jugendzeitungen 
sowie Stadt- und Szenezeitschriften 
weiterzuleiten oder als Anzeige zu 
schalten. 

Der Abdruck dieser Anzeigen ist 
natürlich kostenfrei. Allerdings bittet 
die JU-Bundesgeschäftsstelle, Anna- 
berger Straße 283, 53175 Bonn, um 
Belegexemplare. 
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Faltblätter für den Wahlkampf 

• Gesundheit sichern — 
Eigenverantwortung fördern 

Gesundheit geht vor, kein Medikament, 
keine Behandlungsmethode darf dem 
versagt werden, der darauf angewie- 
sen ist. Hierzu müssen jedoch alle, ent- 
sprechend ihren Fähigkeiten, ihren Bei- 
trag leisten. An diesem Maßstab orien- 
tiert sich die Gesundheitspolitik der 
CDU. Dieses Faltblatt zeigt die Vor- 
züge unseres bestehenden Gesund- 
heitssystems und, wie die CDU dieses 
System langfristig sichern wird. 

Bestell-Nr.: 2799 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 19- DM 

• Wir packen's an: 
Beschäftigung sichern — 
neue Arbeitsplätze schaffen! 

Die weltweite konjunkturelle Schwä- 
che, der wirtschaftliche Aufbruch in 
den neuen Ländern und der Struktur- 
wandel im Westen müssen gemeistert 
werden. Dieses Faltblatt erläutert, wie 
die CDU die Arbeitslosigkeit bekämp- 
fen und neue Beschäftigungschancen 
entwickeln wird, und gibt somit einen 
kurzen Überblick über die Eckpunkte 
des Beschlusses „Für Wachstum und 
Beschäftigung" vom Hamburger Partei- 
tag. 

Anpacken statt Angstmachen — 
das Konzept der CDU für neuen Auf- 
schwung. 

Bestell-Nr.: 2805 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 19,— DM 

• Beschluß: Für Wachstum 
und Beschäftigung 

Der nun vorliegende Beschluß des CD 
Parteitages zur Wirtschafts- und Bes° 
tigungspolitik der CDU mit den Einf^' 
rungsreden von Christa Thoben und l\ 
Töpfer macht deutlich, mit welchen K° 
zepten die CDU die Herausforderung 
von Rezession und Arbeitslosigkeit in 
Griff bekommen möchte. So enthält d' 
Dokumentation z. B. Kapitel zu den Th* 

men Flexible Arbeitszeiten, Förderung 
des Mittelstandes sowie Bildung und 
lifizierung. 

Bestell-Nr.: 5825 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 16,50 DM 

• Sichere Renten — 
heute und in Zukunft 

Die gesetzliche Rente ist und bleibt 
wichtigste Säule der Altersversorgun 

Dieses Faltblatt dokumentiert die W> ^ 
sten Entscheidungen, mit denen die 
die Rente gesichert hat. Denn bere'j^ 
heute steht fest: die Rentenreform 
ist gelungen, die Rente ist sicher. 

Bestell-Nr.: 2804 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 19,— DM 

Wahlkampf-Argurn^ 

ENTSCHEID 
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GESUNDHEIT ARBEITSMARKT 

Gesundheit sichern - 
ügenverantwortung 
'ordern 

SICHER IN DIE ZUKUNFT 

CDU 
den'?

er Reihe sind Faltblätter zu folgen- 
fernen erhältlich: 

ä»o!"~Mr- 2798: Soziales Netz 
r- 2799: Gesundheit 
"• 2800: Frieden und Sicherheit 
'• 2801: Europa 
r- 2802: Senioren 
[- 2803: Standort Deutschland 
"• 2804: Sichere Renten 

N-Nr. 
N-Nr. 
N-Nr. 
V-Nr. h,Nr 
V.-Nr. 

IrViV ptHken's an: 
Beschäftigung sichern - 
neue Arbeitsplätze schaffen! 

SICHER IN DIE ZUKUNFT 

CDU 
Best.-Nr. 2805: Arbeitsmarkt 
Best.-Nr. 2806: Familie und 

Alleinerziehende 
Best.-Nr. 2826: Was Rotgrün mit 

Deutschland vorhat 
Best.-Nr. 2837: Informationen für 

Deutsche aus Osteuropa 

Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 19 — DM. I 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

• Wir kriegen nichts 
geschenkt... 

lautet der Titel des neuesten Faltblattes 
der Frauen-Union. Und damit das nicht so 
bleibt, ist dies das erste Faltblatt, mit dem 
Sie etwas anfangen können. Denn es ist 
Faltblatt und Geschenkpapier zugleich. 
Auf der Vorderseite ist es mit einem pep- 
pigen Muster in der Farbe des FU-Signets 
bedruckt, und auf der Rückseite finden 
Sie interessante Informationen über den 
Weg zur Gleichberechtigung der Frau in 
diesem Jahrhundert sowie die aktuellen 
Perspektiven der Frauen-Union. Größe: 
67 x 46 cm. 

Bestell-Nr.: 2812 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je 50 Expl.: 20,— DM 

Wir kriegen 
nichts 
geschenkt. 
Kmamanmmamummmmmm 
[n*f h Mi MMoll IM d«v W (Mn «ihn** to»*« 

Erst seil 1900 *ri« Frown m dwlidu* I***" 
sildlen ilKlwren. 

•u.U.ii • Ap-MBM 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 

33759 Versmold 
Fax (05423) 41521 
Preise zuzügl. MwSt. inkl. Versand 
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